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Deutsche Einheit unter Preußens Hegemonie
Das Problem der deutschen Frage, die sich durch das gesamte 19. und, in veränderter Form
wiederum auch durch das 20. Jahrhundert zieht, wird schon früh mit preußischen Ambitionen
in  Verbindung  gebracht.  So  erfindet  eine  bestimmte  Schule  der  deutschen
Geschichtsschreibung, die sogenannte kleindeutsch-borussische unter den Historikern Johann
Gustav Droysen,  Heinrich Sybel  und Heinrich von Treitschke seit  den 1840er Jahren für
Preußen einen „deutschen Beruf“. Demnach hätte Preußen schon seit den Tagen Friedrichs II.
alles dafür getan, einen deutschen Nationalstaat zu schaffen.

Eine  solche  deutsche  Sendung  Preußens  bereits  im  18.  Jahrhundert  gehört  aber  mit
Sicherheit in das Reich der Legenden, denn vor 1789 interessiert sich niemand für einen
deutschen Nationalstaat, schon gar nicht unter den regierenden deutschen Territorialfürsten.

Die  deutsche  Frage  als  nationales  Problem  ist  vielmehr  eine  Folge  der  Französischen
Revolution von 1789 und in deren Gefolge der napoleonischen Besetzung Deutschlands.
Diese Ereignisse führen überhaupt erst zu einer Nationalisierung der Politik, dem Erwachen
eines deutschen Nationalbewusstseins und einer gemeinsamen nationalen Identität sowie
politisch  zum  Untergang  des  Heiligen  Römischen  Reiches  deutscher  Nation.  Die  hier
skizzierten  Entwicklungen  machen  zusammen  Reformen  der  nationalen  und  politischen
Verfasstheit innerhalb der deutschen Grenzen in Mitteleuropa notwendig.

Die  Besonderheit  der  deutschen Nationalstaatsbildung des  19.  Jahrhunderts  liegt  in  der
Problematik  begründet,  daß  Deutschland  zu  den  verspäteten  Nationen  zählt.  Während
insbesondere England, Frankreich und auch Spanien im Westen, aber auch das Rußische
Reich im Osten Europas bereits seit dem späten Mittelalter, die Vereinigten Staaten von
Amerika im späten 18.  Jahrhundert,  ihre  Nationalstaaten ausgebildet  haben,  ist  dies  zu
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  in  Mitteleuropa  noch  nicht  gelungen.  Aufgrund  der
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internationalen Mächteinteressen erreichen es weder Italien im Süden noch Deutschland im
Norden  Mitteleuropas,  eine  nationalstaatliche  Einigung  durchzusetzen.  Als  zusätzliches
Erschwernis  kommt  hinzu,  daß  mit  der  aufkommenden  Industrialisierung  und  den
Folgeerscheinungen  des  sich  herausbildenden  Bürgertums,  der  Entstehung  der  Sozialen
Frage  und  des  Industrieproletariats  der  Nationalisierungsprozeß  zusätzlich  mit
emanzipatorischen Forderungen nach freiheitlich-bürgerlichen Rechten sowie der sozialen
Verbesserung belastet wird.

Die „deutsche Sendung“ Preußens beginnt im Anschluß an die Besetzung des Landes durch
Napoleons Truppen. Nach 1806 bildet sich gerade in Preußen eine Bewegung heraus, die
neben  der  Befreiung  des  Lan-des  vom  französischen  Usurpator  auch  weitergehende
Forderungen nach einer deutschen Einigung stellt.

Dabei  versteigen  sich  einige  Vertreter  der  preußischen  Nationalbewegung  wie  der
„Turnvater“ Friedrich Ludwig Jahn oder der Geschichtsprofessor und Dichter Ernst Moritz
Arndt, aber auch der Dichter Heinrich von Kleist oder der Philosoph Johann Gottlieb Fichte zu
deutschtümelnden und aggressiv-nationalistischen Formulierungen. Allerdings muss betont
werden, daß sie zu diesem Zeitpunkt noch nicht die Mehrheit der Bevölkerung oder auch der
öffentlichen Meinung vertreten sind.

Nach dem Sieg der alten Mächte Preußen, Österreich und Rußland gegen Napoleon und der
heranbrechenden Herrschaft der Reaktion gewährt der preußische König Friedrich Wilhelm III.
weder die versprochene Verfassung, noch unternimmt er irgendwelche Schritte in Richtung
auf eine deutsche Einigung unter Preußens Führung. Vielmehr wird die deutsche Frage durch
Preußen in der ersten Hälfte des Jahrhunderts zunächst einmal niedergehalten. Auch der
Nachfolger auf dem preußischen Thron, König Friedrich Wilhelm IV., lehnt die ihm 1848/49
von  der  Frankfurter  Nationalversammlung  angebotene  Kaiserkrone  für  ein  kleindeutsch-
preußisch geeintes Deutschland ab.
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Er handelt zu diesem Zeitpunkt aber schon nicht mehr aus grundsätzlichen Erwägungen
heraus,  sondern  in  erster  Linie  wegen  des  Zustandekommens  der  Einigung  durch  eine
parlamentarisch-demokratisch-liberale Bewegung auf revolutionärem Wege mit einer Krone,
die den „Ludergeruch der Revolution“ trägt, wie Friedrich Wilhelm sie kennzeichnet.

Interessant zu verfolgen ist der Prozeß, in dem Preußen plötzlich zum begehrtesten
Kandidaten für eine deutsche Einigung in Mitteleuropa wird und der alten traditionellen
Habsburgermacht Österreich nach und nach den Rang abläuft. Die Gründe für diese
überraschende Entwicklung liegen wohl in der Tatsache, daß es der preußische König
ist, der 1848 hinter der schwarz-rot-goldenen Flagge der Revolution durch Berlin reitet,
wenn auch mehr gezwungen als gewollt.

Darüber  hinaus  stellt  Preußen in  Deutschland  die  einzige  Großmacht  dar,  die  über  ein
Staatsgebiet  verfügt,  auf  dem  abgesehen  von  den  Polen  in  den  Ostprovinzen  eine
überwiegend  deutschsprachige  Bevölkerung  lebt,  während  Österreich  ein  buntes
Vielvölkergemisch umfasst und bei einer nationalen Führungsrolle in Deutschland seine nicht-
deutschsprachigen Gebiete hätte abtreten müssen.

Für Preußen als deutsche Hegemonialmacht bei  der deutschen Einigung spricht zu
diesem Zeitpunkt auch die Tatsache, daß dieses Land in seiner Rolle als europäischer
Emporkömmling des 17. und 18. Jahrhunderts insgesamt im Vergleich zu Österreich
einen  „traditionslosen  Kunststaat“  darstellt,  der  gerade  auch  dadurch  territorial
scheinbar  unbegrenzt  ausdehnbar  ist.  Dies  sollte  sich  in  den  folgenden  Jahren,
zumindest bis zu einem gewissen Maß, auch so bewahrheiten.

Nach der in Deutschland unter tatkräftiger Mithilfe Preußens gescheiterten Revolution von
1848/49 ist die Frage der Nationalstaatsbildung im nördlichen Mitteleuropa auf die Dauer
aber  nicht  mehr  zurückzudrängen.  Nachdem  auch  kleinere  Nationen  wie  Griechenland
(1829),  Belgien  (1830/31)  sowie  schließlich  auch  Italien  1859/61  ihre  unabhängigen
Nationalstaaten gegründet haben, übernimmt Preußen die staatlich-politische Führungsrolle
innerhalb der deutschen Nationalbewegung. Ein erster Versuch einer deutschen Einigung
scheitert 1850 noch am vehementen Widerstand Österreichs (Olmützer Punktation), das zu
diesem Zeitpunkt noch die beherrschende Macht in Mitteleuropa darstellt. Dem seit 1862 in
Preußen nach einem schweren Konflikt zwischen König und Parlament als letzter Nothelfer an
die Macht gelangten Ministerpräsidenten Otto von Bismarck dagegen gelingt es, die deutsche
Frage und die deutsche Nationalbewegung zu instrumentalisieren, um über diese Schiene die
schwebende  Konkurrenzsituation  zwischen  den  beiden  mitteleuropäischen  Großmächten
Österreich und Preußen zu einer Lösung zu führen.
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Dabei wählt Bismarck diesen nationalen Kurs nicht in erster Linie, um endlich einen geeinten
deutschen  Nationalstaat  in  den  Sattel  zu  heben,  sondern  vor  allem  anderen  für  eine
Machtsicherung Preußens gegenüber der österreichischen Konkurrenz, die er angesichts der
obwaltenden nationalistischen Großwetterlage nur noch auf diesem Wege zu verwirklichen
sieht. Der preußische Ministerpräsident verfolgt dabei keineswegs einen genau festliegenden
Stufenplan, der über drei Kriege von 1864 zielstrebig zum Deutschen Kaiserreich von 1871
führt,  wie  dies  die  preußenverherrlichende  Geschichtsschreibung  darstellt  und  es  im
Nachhinein  scheinen  mag,  sondern  er  handelt  jeweils  nach  den  Notwendigkeiten  und
Gelegenheiten der Situation.

Durch  diese  „obrigkeitsstaatliche“  Lösung  der  deutschen  Frage  läßt  sich  die  national-
demokratische Bewegung auch besser  kanalisieren und die  Gefahr  allzu  großer  sozialer
Veränderungen vermeiden, die bei einer stärkeren Berücksichtigung einer Volksbewegung
gedroht hätte. Somit kommt diese Variante der nationalen Einigung auch den Bedürfnissen
des preußisch-deutschen Bürgertums entgegen, das sich vor nichts mehr fürchtet als vor
dem Schreckgespenst einer neuen Revolution.

Die Rivalität zwischen der Donaumonarchie und Preußen ist zu diesem Zeitpunkt schon über
ein Jahrhundert alt und rührt aus der Zeit der Schlesischen Kriege, mit denen Friedrich II.
Österreich Gebiete entreißt und der steile Aufstieg Brandenburg-Preußens beginnt, der die
österreichische  Großmachtdominanz  in  Mitteleuropa  zumindest  gefährdet.  Durch  den
territorialen  Zugewinn  Preußens  nach  1815,  vor  allem  aber  dank  der  wirtschaftlichen
Modernisierung des Landes, in der es Österreich längst überholt hatte, sowie der Gründung
des  Zollvereins  unter  preußischer  Dominanz  verschärft  sich  die  Konkurrenz-Situation
insgesamt  noch.

Bismarck  glaubt  deshalb  schon  1856 als  Gesandter  Preußens  beim Deutschen  Bund  in
Frankfurt erkannt zu haben, daß es mit Österreich in und um Deutschland auf absehbare Zeit
zu einer Auseinandersetzung kommen müsse. Dementsprechend gestaltet er seit seinem
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Machtantritt als preußischer Ministerpräsident 1862 seine Politik der Habsburgermonarchie
gegenüber.  Schon  1863  läßt  er  den  letzten  österreichischen  Versuch  scheitern,  den
dahinsiechenden Deutschen Bund noch einmal funktionstüchtig zu machen, indem er den
heftig  widerstrebenden  König  Wilhelm  I.  dazu  überredet,  an  dem  zu  diesem  Zweck
angesetzten Fürstentreffen gar nicht mehr teilzunehmen. Über die Schleswig-Holstein-Frage
finden zwar beide Mächte zu einem gemeinsamen Vorgehen gegen Dänemark,  um sich vor
der inzwischen mächtigen deutschen Nationalbewegung ordentlich in das rechte Licht setzen
zu können. Indes nutzt Bismarck die gemeinsame Verwaltung von Schleswig-Holstein durch
Preußen und Österreich als geeignetes Streitobjekt, um durch eine gezielte Eskalation 1866
gegen Österreich den entscheidenden Krieg um die Hegemonie in Deutschland führen zu
können.

Der  Sieg  Preußens  bei  der  böhmischen  Festung  Königgrätz  läßt  Europa  erneut
aufhorchen. Der Kardinalstaatssekretär des päpstlichen Kirchenstaates Antonelli läßt
sich gar zu dem Stoßseufzer hinreißen: „Casca il mondo“ („die Welt stürzt ein“). Zwar
geht auf den böhmischen Schlachtfeldern 1866 noch nicht die Welt unter, doch mit der
österreichischen Vorherrschaft in Mitteleuropa ist es vorbei.

Preußen erhält mit dem Frieden von Prag nicht nur einige wichtige territoriale Zugewinne
(Frankfurt,  Hannover,  Teile  Sachsens  u.a.)  und  steigert  seine  Dominanz  im  deutschen
Ländersystem  noch  weiter,  sondern  es  erreicht  über  den  1867  ins  Leben  gerufenen
Norddeutschen Bund mit  Sachsen,  den Thüringischen Staaten und Hessen (nördlich des
Mains) bereits ein Kleindeutschland, dem jetzt nur noch die süddeutschen Staaten fehlen.
Diese süddeutschen Länder, die 1866 noch auf der Seite Österreichs gegen die hier wenig
beliebten  Preußen  gekämpft  haben,  finden  sich  vier  Jahre  später  dank  der  inzwischen
übermächtigen nationalen Bewegung auf der Seite Preußens bzw. des Norddeutschen Bundes
wieder,  als  es  darum geht,  den  Versuch  Napoleon  III.  von  Frankreich  zu  vereiteln,  die
endgültige preußisch-deutsche Vereinigung zu verhindern.

Nach dem Sieg über die französischen Truppen im Winter 1870/71 hat Bismarck
nicht nur mit einigen süddeutschen Fürsten über die endgültige Ausgestaltung des
neu zu gründenden Deutschen Kaiserreiches zu verhandeln und den bayerischen
König Ludwig II. mit entsprechenden Geldzahlungen gefügig zu machen. Er muß
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insbesondere  seinen  eigenen  Herrn,  den  preußischen  König  Wilhelm I.  davon
überzeugen, von nun an als Deutscher Kaiser zu fungieren.

Wilhelm I. ist, als er sich zu diesem Schritt endlich durchringen kann, den
Tränen nahe, weil er den Untergang Preußens besiegelt sieht. Der weitere
Verlauf der deutschen Geschichte sollte letztlich eher ihm recht geben als
Bismarck, der für Preußen zu handeln glaubte und der Meinung war, daß
Deutschland in Preußen aufgehen würde. Das Gegenteil sollte der Fall sein.
Es  mutet  insgesamt durchaus paradox an,  dass gerade der  „Kunststaat“
Preußen, der mit seiner königlichen Kernregion (Ost-) Preußen am Beginn des
18.  Jahrhunderts  noch  außerhalb  des  Deutschen  Reiches  liegt,  ein
Jahrhundert  später  den  deutschen  Nationalstaat  ins  Leben  ruft.

Neben  dem  großen  Chor  der  Jubler  und  Propagandisten  des  preußischen  Weges  der
deutschen Einigung, zu denen auch die wichtigsten Historiker dieser Zeit gehören, vor allem
Treitschke, Sybel und Droysen, gibt es 1871 auch Zeitgenossen, die das neue preußisch
geprägte  Deutsche  Reich  für  gefährlich  halten.  Zu  ihnen  gehören  der  Historiker  Georg
Gottfried  Gervinus  sowie  auch  Friedrich  Nietzsche,  der  in  dem  Sieg  von  1870/71  die
„Niederlage, ja Exstirpation [Auslöschung] des deutschen Geistes zugunsten des Deutschen
Reiches“ zu erkennen glaubt. Ihre Äußerungen bleiben aber Einzelstimmen innerhalb der
überwiegenden Mehrheit derjenigen, die sich mit der deutschen Einigung von 1871 am Ziel
ihrer nationalen Sehnsüchte angekommen sehen. Aber auch die süddeutschen Staaten mit
ihren teilweise liberalen Traditionen zählen zunächst  zu den Verlierern der  Entwicklung,
denen es angesichts  der  realen Machtverhältnisse kaum gelingt,  ihre Vorstellungen von
politischer Kultur und Verfasstheit in das neue Deutsche Reich einzubringen.

Die Folgen, die die deutsche nationale Einigung unter preußischer Hegemonie für
Deutschland insgesamt und für Preußen selbst in der Zukunft haben sollte, sind
1871  in  ihrer  ganzen  Tragweite  noch  nicht  abzusehen  und  in  der  Forschung
teilweise  bis  heute  strittig.  Auf  der  Hand liegt  aber,  daß das  neue Deutsche
Kaiserreich von seinem mit Abstand größten und mächtigsten Gliedstaat Preußen
dominiert wird. Dafür sorgt schon der föderale Charakter der Reichsverfassung,
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der zwar von den süddeutschen Staaten gewünscht ist und deren Selbständigkeit
auch stärkt, gleichzeitig aber auch Preußens Dominanz festschreibt, die zunächst
von keiner Zentralgewalt überwölbt wird. Das preußische Staatsgebiet macht zwei Drittel des
gesamten Territoriums des Deutschen Reiches aus, drei Fünftel seiner Einwohner leben in der
Hohenzollernmonarchie.  Wie  deutlich  die  Hegemonialmacht  Preußen  innerhalb  des
Kaiserreiches  alle  anderen  Einzelstaaten  übertrifft,  zeigt  die  Tatsache,  dass  der  Haushalt
Preußens bis zum Beginn des Ersten Weltkrieges höher ist als der des Deutschen Reiches. So
betragen die Gesamtausgaben des Deutschen Reiches im Haushaltsjahr 1898 knapp 1,6
Milliarden Mark, die Preußens aber mehr als 2,3 Milliarden Mark.

Von größerer  Tragweite sind aber  die  Folgen der  deutschen Einigung unter  preußischer
Hegemonie für die politische Kultur in Deutschland. Durch die überragende Bedeutung, die
der Einzelstaat innerhalb des Reiches einnimmt, durch die Tatsache, daß Preußen zunächst
einmal einen Teil der neuen Bürokratie und des Regierungsapparates des Reiches stellt bzw.
beide Verwaltungsapparate durch Personalunion verbunden sind sowie durch die Rolle, die
Preußen bei der deutschen Einigung spielt, setzt sich das politische Gesamtkonzept Preußen
und seine  politische Kultur  auch in  vielen  Teilen  des  neuen Kaiserreiches  durch.  Die  „
Verpreussung“ Deutschlands zeigt sich u. a. in der politischen Haltung des Großbürgertums,
das  mit  dem  Adel  gegen  Arbeiterbewegung,  Parlamentarismus  und  demokratische
Mitwirkungsrechte  der  Bevölkerung  ein  Bündnis  eingeht.  Dazu  gehört  des  weiteren  der
teilweise gelungene Versuch, die politische Untertanenkultur Preußens auf die Reichsebene
zu übertragen und eine freie Staatsbürgerkultur auf der Basis der Freiheit zu verweigern.
Weitere  Symptome  dieser  Entwicklung  sind  die  allgemeinen  Militarisierung  des
Bildungsbürgertums  sowie  in  deren  Gefolge  einer  „Verpreussung“  auch  des  deutschen
Geschichtsbildes (Preußen-Mythos).

Und somit erhält auch das Lied der Deutschen den nationalen Geist aller
Deutschen Völker:
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RGBl-1109241-Nr23-Erlass-Nationalhymne ( Deutschlandlied, Lied der Deutschen,
Deutsche Hymne )

Die erst zum 01. Oktober 2011 für den Nationalstaat Deutschland und in Kraft trat.

 

Chronologie und Erkenntnisse zur Erfreiung Deutschlands
Chronologie und Erkenntnisse zur Erfreiung von Täuschung, Lüge und Verrat in

Bezug zu Deutschland als Ganzes.

Wichtige  Fakten zur Vorgeschichte des Nationalstaat Deutschlands (Deutsches Reich)

(Erklärende Kommentare sind in der Farbe GRÜN geschrieben)

Ein Kurfürst aus [ https://de.wikipedia.org/wiki/Kurfürst ]  (lateinisch princeps elector imperii
oder elector) war einer der ursprünglich sieben, später neun und zuletzt zehn ranghöchsten
Fürsten des Heiligen Römischen Reiches, denen seit dem 13. Jahrhundert das alleinige Recht
zur Wahl des römisch-deutschen Königs zustand. Mit diesem Königstitel war traditionell der
Anspruch auf die Krönung zum römisch-deutschen Kaiser durch den Papst verbunden.

1806 legte Kaiser Franz II.  als Reaktion auf die Bildung des Rheinbundes die Krone des
Heiligen Römischen Reichs Deutscher Nation nieder, das damit aufhörte zu bestehen. Damit
verlor auch das Kurfürstenamt seine Funktion.

Herzog aus [ https://de.wikipedia.org/wiki/Herzog ] (althochdeutsch herizogo, ursprünglich
Führer, Heerführer im Kriege) ist ein Adelstitel. Mit der Zerschlagung des Heiligen Römischen
Reiches zwischen 1801 und 1806 und der Herrschaft Napoleons über die deutschen Lande
erfolgte eine weitere Folge von Rangerhöhungen für anpassungsbereite deutsche Fürsten:
Bisherige Herzöge wurden – wie der von Württemberg – erst zu Kurfürsten, dann zu Königen
befördert, bisherige Fürsten – wie die diversen Linien von Anhalt – stiegen zu Herzögen auf.
Nach dem Sieg über Napoleon führte 1815 der Wiener Kongress der Siegermächte zu einer
weiteren, letzten Welle solcher Rangerhöhungen. Meist bedingt durch Verwandtschaft mit
mächtigen Monarchen Europas, insbesondere mit dem russischen Kaiser oder dem König von
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Preußen, stiegen in den deutschen Ländern einige bisherige Herzöge 1815 zu Großherzögen
auf.

Regierende Herzöge in Deutschland (mit dem Prädikat Hoheit) waren zwischen 1815 und
1918: der Herzog von Braunschweig (Linie Wolfenbüttel bis 1884, Linie Hannover ab 1913);
der  Herzog  von  Anhalt  (ab  1863,  davor  mehrere  Teil-Herzogtümer);  der  nur  bis  1866
regierende Herzog von Nassau, der 1890 das souveräne Großherzogtum Luxemburg erbte;
der  bis  1864  als  Herzog  von  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg  regierende  König  von
Dänemark (der in diesen drei  Staaten vom König von Preußen abgelöst  wurde,  welcher
zugleich Nassau annektierte) sowie die wettinischen Herzöge von Sachsen-Coburg und Gotha
(bis 1826: Sachsen-Coburg-Saalfeld), Sachsen-Meiningen und Sachsen-Altenburg.

Preußen im 1700 Jahrhundert entnommen aus [ https://www.preussenchronik.de ]

Zitat:  „Was hält  nun die Welt  wirklich von der Erhöhung des Herzogs von Preußen und
Kurfürsten von Brandenburg zum König in Preußen? (König von Preußen darf er sich nicht
nennen, denn noch gibt es Teile von Preußen unter polnischer Hoheit.) Aktuell haben wir die
gleiche Situation wie 1700 und eine König von Preußen kann es aus diesem Grund nicht
geben, solange Polen ein Teil des Königreich Preußen verwaltet.“

Weiter im Text, Zitat: „Europa erkennt das neue Königreich diplomatisch an. Zuerst König
August  II.  von  Polen  Sachsen,  dann,  wie  versprochen,  der  deutsche  Kaiser,  es  folgen
Dänemark,  England,  Russland,  die  Niederlande,  die  Schweiz,  einige Kurfürsten usw.  Die
latenten Gegner Schweden, Frankreich und Spanien halten sich zurück aber ziehen später
nach. Der Papst protestiert erfolglos. Bald gewöhnt man sich daran, von den Preußen und
vom Königreich Preußen zu sprechen und meint damit das Ganze von Kleve bis Memel mit
Brandenburg  in  der  Mitte.  Dem  “  schiefen  Fritz“  ist  es  gelungen,  dem  zerklüfteten
kurmärkischen  Besitz  einen  Namen  zu  geben,  der  alles  zusammenhält.  Zu  den
existierenden  Königen  gibt  es  einen  Unterschied.  Sie  alle  sind  Regenten  von
gewachsenen Reichen. Der kleine König aber hat etwas geschaffen, was es bisher
nicht gab,  er  hat sein Königreich gewissermaßen erfunden.  Damit  ist  ihm ein
genialer staatsmännischer Coup gelungen.“

Preußische Annexionen 1866
entnommen aus [ https://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fische_Annexionen_1866 ]

Die preußischen Annexionen  fanden nach dem ausgefochtenen Deutschen Krieg vom
Sommer 1866 statt. Preußen hatte gegen Österreich und dessen Verbündete gesiegt und die
Auflösung des Deutschen Bundes erzwungen. Es annektierte am 1. Oktober 1866 vier seiner
Kriegsgegner nördlich der Mainlinie, die zu preußischen Provinzen bzw. Teilen von Provinzen
wurden. Dies waren das Königreich Hannover, das Kurfürstentum Hessen (Hessen-Kassel),
das Herzogtum Nassau und die Freie Stadt Frankfurt. Hinzu kamen kleinere Gebiete des
Königreichs Bayern und des Großherzogtums Hessen (Hessen-Darmstadt).
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Andere Kriegsgegner nördlich der Mainlinie blieben als Staaten erhalten. Sie mussten sich
aber  dem Norddeutschen  Bund  anschließen.  Dabei  handelt  es  sich  um das  Königreich
Sachsen, das Herzogtum Sachsen-Meiningen und das Fürstentum Reuß älterer Linie.

Teilweise zählt man auch die Einverleibung der zuvor von Dänemark regierten Herzogtümer
Schleswig und Holstein zu den preußischen Annexionen der Zeit. Diese beiden Herzogtümer
waren  keine  Kriegsgegner  gewesen,  sondern  von  Preußen  und  Österreich  gemeinsam
verwaltet worden. Preußens Absicht, beide zu annektieren, war einer der Gründe für den
Deutschen Krieg. 1867 wurde die preußische Provinz Schleswig-Holstein eingerichtet.

Bis zu den Annexionen war Preußen in eine Ost- und eine Westhälfte gespalten, zwischen
denen vor  allem Hannover  und Hessen-Kassel  lagen.  Seit  den Annexionen konnte  man
erstmals  von  Köln  im  Westen  bis  Königsberg  im  Osten  reisen,  ohne  das  preußische
Staatsgebiet zu verlassen. Allgemein sicherte Preußen sich damit seine Vormacht im Norden
Deutschlands, was auch die Gründung des Norddeutschen Bundes 1866/1867 erleichterte.

Die  Bevölkerung  in  den  betroffenen  Gebieten  wurde  nicht  gefragt.  Manche  Einwohner
begrüßten die Annexion, teilweise wegen Unzufriedenheit mit der alten Herrschaft, teilweise
als Beitrag zu einer künftigen deutschen Einheit. Andere lehnten die Annexion dauerhaft ab.
Die antipreußische Partei in Hannover war die langlebigste dieser Bewegungen und bestand
bis ins 20. Jahrhundert. Im bisherigen Preußen selbst gab es eine breite Mehrheit für die
Annexionen.

Das sind wenige der vielen Gründe, warum es wohl zu einem souveränen Preußen nicht mehr
kommen wird und wenn der Fritz sich Anno 1701 über Alle Fürsten Europas stellen konnte, so
könnte sich das wiederholen. So erinnere ich gerne an Peter Fitzeks Reich, den Thomas von
Wedenland, Fürst Schittke, um einige zu nennen. Erstmals in der Geschichte Deutschland
wird durch UNS, dem Deutschen Volk entschieden, ob es einen König der Preußen geben
wird. Damals wie heute kann nicht eine Einzelperson selbst entscheiden, auch nicht durch
Abstammung,  denn dazu wird ein Volk benötigt,  das diesen König anerkennt.  Dies trifft  auf
den heuten sogenannten Prinz Georg von Preußen ebenso zu wie zu einem Stefan Ratzeburg
und weitere.

Reichsverweser aus [ https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsverweser_1848/1849 ]

im Heilig Römischen Reich bis 1806 Stellvertreter des Kaisers bei  Vakanz (a)  des1.
Throns oder während seiner Abwesenheit
von der Frankfurter Nationalversammlung 1848 bis zur Kaiserwahl bestellter Inhaber2.
der Zentralgewalt

Reichsverweser war 1848/49 der Titel des Oberhaupts der Provisorischen Zentralgewalt,
der  ersten  gesamtdeutschen  Regierung.  Für  eine  Übergangszeit  sollte  der
Reichsverweser, ein Amt, das auf die Reichsvikare im Heiligen Römischen Reich
zurückgeht, als eine Art Ersatz-Monarch die Funktion ausüben, die in einer konstitutionellen
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Monarchie dem Fürsten zustand. Der Reichsverweser ernannte laut Zentralgewaltgesetz vom
28. Juni 1848 die Reichsminister; Reichsverweser und Reichsminister bildeten zusammen die
Zentralgewalt.

Einziger Reichsverweser Deutschlands in dieser Zeit war Erzherzog Johann von Österreich,
ein Onkel des österreichischen Kaisers. Die von Johann ernannten Minister waren fast bis zum
Ende der Nationalversammlung (Mai bzw. Juni 1849) im Wesentlichen die Vertrauensleute der
Nationalversammlung. Erst die beiden letzten Kabinette waren Minderheitenkabinette ohne
parlamentarische Unterstützung. Am 20. Dezember 1849 endete die Reichsverweserschaft,
als Johann die Befugnisse der Zentralgewalt einer Bundeszentralkommission übertrug.

Nach der Märzrevolution von 1848 schuf auch die Frankfurter Nationalversammlung für kurze
Zeit das Amt des Reichsverwesers. Die Nationalversammlung, schuf am 28. Juni 1848 aus
eigener Machtvollkommenheit eine Provisorische Zentralgewalt, die bis zur Verabschiedung
einer Reichsverfassung und der Bestellung eines endgültigen Staatsoberhaupts die Leitung
der Exekutive für  ganz Deutschland übernehmen sollte.  Als  Haupt  dieser  provisorischen
Zentralgewalt  fungierte  ein  Reichsverweser  –  am Folgetag wurde Erzherzog Johann von
Österreich  in  dieses  Amt  gewählt,  das  er  so  lange  ausüben  sol lte,  bis  die
Nationalversammlung einen Kaiser als endgültiges Staatsoberhaupt bestimmt hätte.

Erste entscheidende Fehlentscheidungen, entgegen der
Reichsverfassung und den gültigen Gesetzen des Deutschen Reiches.

Aus [ https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsverweser ] Zitat: In den letzten Wochen des Ersten
Weltkriegs häuften sich die Rufe, dass der Deutsche Kaiser und preußische König Wilhelm II.
abdanken sollte. In dieser Zeit kam es zu Überlegungen des Beamten Walter Simons aus der
Reichskanzlei, nach denen Wilhelm und der unbeliebte Kronprinz zurücktreten würden. Auf
Reichsebene  hätte  man  ein  verfassungsänderndes  Gesetz  benötigt,  um  eine
Reichsverweserschaft einzurichten. Wilhelm aber lehnte solche Pläne am 1. November 1918
ab, also zu einem Zeitpunkt, als eine freiwillig erscheinende Abdankung eventuell noch die
Monarchie hätte retten können.

In einem Gespräch mit führenden Sozialdemokraten um Friedrich Ebert übertrug Max das
Amt  des  Reichskanzlers  an  Ebert.  Seine  Berater  hatten  darauf  gedrängt,  dass  Max  als
Reichsverweser  die  Befugnisse  des  Kaisers  ausüben  solle,  um  die  Frage  des
Staatsoberhauptes bis zur Entscheidung durch eine Nationalversammlung offenzuhalten. Max
hielt dies damals aber nicht mehr für realistisch.

WICHTIG: Mit der durch Gewalt zerschlagenen parlamentarischen Monarchie, sind alle
Entscheidungen  die  nicht  im  Sinne  der  Reichsverfassung  geschahen,
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Verfassungshochverrat  und  Landesverrat,  und  im  Sinne  eines  souveränen
Nationalstaates  nichtig.

a) alle Reichsbeamten sind wegen praktiziertem Hochverrat keine Beamten und
haben keine Entscheidungsgewalt. Siehe hierzu Artikel 18 der Reichsverfassung;
Zitat:

„Der  Kaiser  ernennt  die  Reichsbeamten,  läßt  dieselben  für  das  Reich
vereidigen und verfügt erforderlichen Falles deren Entlassung. Den zu einem
Reichsamte berufenen Beamten eines Bundesstaates stehen, sofern nicht vor
ihrem Eintritt in den Reichsdienst im Wege der Reichsgesetzgebung etwas
Anderes bestimmt ist, dem Reiche gegenüber diejenigen Rechte zu, welche
ihnen in ihrem Heimathslande aus ihrer dienstlichen Stellung zugestanden
hatten.“

Siehe hierzu: [ https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel18 ]

b)  der  Reichskanzler  kann  seinen  Nachfolger  NICHT  selbst  bestimmen.  Das  trifft
auch auf die A.Hitler, G. Ebel und weitere sich seit 1985 ernannte Kanzler zu. Siehe
hierzu Artikel 15 der Reichsverfassung; Zitat:

„(Absatz 1) Der Vorsitz im Bundesrathe und die Leitung der Geschäfte steht
dem Reichskanzler zu, welcher vom Kaiser zu ernennen ist. (Absatz 3) Der
Reichskanzler bedarf zu seiner Amtsführung des Vertrauens des Reichstags.
(Absatz  5)  Der  Reichskanzler  und  seine  Stellvertreter  sind  für  ihre
Amtsführung  dem  Bundesrath  und  dem  Reichstag  verantwortlich.“

Siehe hierzu: [ https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel15 ]

c) Verstoß gegen das damalige Stellvertretergesetz für den Reichskanzler, denn
die damaligen Stellvertreter die durch den Kaiser ernannt wurden, wurden bei den
Entscheidungen nicht berücksichtig; Zitat:

„2.  Es  kann  ein  Stellvertreter  allgemein  für  den  gesamten  Umfang  der
Geschäfte und Obliegenheiten des Reichskanzlers ernannt werden.“

Siehe hierzu: [
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https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/gesetz-betreffend-die-stellvertretung-des-
reichskanzlers/ ]

An dieser Stelle wurde auch ganz besonders die Exekutiv- und Legislativgewalt des
Bundesrathes  mißachtet;  Zitat:  „Nach  dem Modell  des  Norddeutschen  Bundes
(gegründet 1867) besaß der Bundesrath des Kaiserreichs von 1871 eine starke
Stellung als oberstes Verfassungsorgan, war er doch Ausdruck des ewigen Bundes,
als der das Reich gegründet worden war. Faktisch war dieses Gremium der
Träger der Bundessouveränität,  was sich darin äußerte, daß es nicht nur
gleichberechtigt an der Legislative mitwirkte, sondern auch oberster Träger der
Bundesexekutive war.“

Siehe hierzu: [ https://www.bundesrath.de/ und
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundesrat_(Deutsches_Reich) ]

Im Bewußtsein des Ersten Weltkrieges und den damit möglichen Folgen, wurde der
Bundesrath wie folgend beschrieben ermächtigt; Zitat: „Am 4. August 1914 stimmte
der  Deutsche  Reichstag,  das  Parlament  des  Deutschen  Reiches,  dem  Kriegs-
Ermächtigungsgesetz  zu  (Gesetz  über  die  Ermächtigung  des  Bundesraths  zu
wirtschaftlichen Maßnahmen und über die Verlängerung der Fristen des Wechsel-
und Scheckrechts im Falle kriegerischer Ereignisse, RGBl. 1914, S. 327). Insgesamt
kamen an diesem Tag 17 Kriegsgesetze zustande. Damit sollte der Bundesrath
beziehungsweise  die  Reichsleitung  zu  den  kriegsnotwendigen  wirtschaftlichen
Maßnahmen  ermächtigt  werden,  zur  „Abhilfe  wirtschaftlicher  Schädigung“.
Ähnliche Gesetze gab es auch in den anderen kriegführenden Staaten während des Ersten
Weltkriegs.“ Siehe hierzu: [ https://de.wikipedia.org/wiki/Ermächtigungsgesetz ] Keines der
betreffenden  Gesetze  wurde  durch  die  beiden  gesetz-gebenden  Verfassungsorgane  außer
Kraft gesetzt und gelten noch heute (2019) fort, denn ab dem 09. November 1918 fanden
gemäß Verfassung keine Sitzungen des Reichstages und des Bundesrathes statt. Wichtig:
Artikel 5 der Reichsverfassung; Zitat: „Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch
den  Bundesrath  und  den  Reichstag.  D ie  Übere inst immung  der
Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Reichsgesetze
e r f o r d e r l i c h  u n d  a u s r e i c h e n d . “  S i e h e  h i e r z u :  [
https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel5  ]

Mit der Wiederbelebung des Bundesrathes, ab dem 29. Mai 2008
und der Proklamation des Reichstages am 23. Mai 2009, konnte
nach 90 Jahren das Ahnenerbe angetreten werden.

WICHTIG:  Die  Bevollmächtigten  des  Bundesrathes  benötigen  keine
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Zustimmung oder Wahl durch das Volk, auch keine Zustimmung durch das
Parlament.  Es  gibt  auch  keine  Vorschrift  welche  Qualifikation  der
Bevollmächtigte  mitbringt.  Er  hat  seinen  Bundesstaat  zu  vertreten  und
benötigt das Vertrauen des Staatsoberhauptes seines Heimatstaates. Artikel
6 der Verfassung, Zitat:  „Der Bundesrath besteht aus den Vertretern
der Mitglieder des Bundes, …….“ Die Artikel 7. 8. 9. 10.  der Verfassung
beschreiben die Rechte und Pflichten des Bundesrathes.  

Näheres finden Sie unter: [ https://www.verfassung-deutschland.de/#Artikel6 ]

Eine weiter sehr entscheidenden und stark blockierende Irreführung ist die
Aussage, daß sich das Volk eine Verfassung geben muß. Diese Fehldeutung
benutzen  sehr  v ie l  f remdgesteuerten  oder  i r regele i teten
Reichsbürgerbewegungen  oder  Verfassungsgebenden  Versammlungen,  um
eine Einheit unter den Patrioten zu verhindern. Es steht auf keinem Blatt und
in keiner Vorschrift, daß sich das Volk eine Verfassung geben muß, es heißt
nur daß das Deutsche Volk eine Verfassung zu beschließen hat. Die einzige
wahre  und  staatlich  korrekt  gegebene  sowie  durch  das  Parlament
beschlossene  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  ist  die  Anno  1867  im
Norddeutschen Bund angewandte und am 16. April 1871 im Deutschen Reich
in Kraft gesetzte Verfassung. Was von den feindlich gesinnten Protagonisten
benutzt wird, um die Einheit und Freiheit Deutschlands so lange als möglich
hinauszuzögern. Bedauerlicherweise neigt das deutsche Gemüt einer schön
verpackten  Lüge  mehr  Glauben  zu  schenken,  als  der  Wahrheit  die  uns
Erfreien würde.     

ACHTUNG: Unsere Legitimation beruht nicht auf die Anerkennung der Alliierten,
der BRD oder staatenloser Bürger, sondern durch Reichs- und Staatsangehörige,
sowie durch die Anwendung der wahren Verfassung und der wahren Gesetze des
souveränen Deutschlands bzw. des Deutschen Reiches. Einen anderen souveränen
und zielführenden Weg gibt es nicht. Das Deutsche Volk kann sich nur als Reichs-
und Staatsangehörig bezeichnen wenn es vom Deutschen Reiche die staatlichen
Dokumente  besitzt  und  im  Personenstandsregister  des  Deutschen  Reiches
eingetragen  ist.

Näheres finden Sie unter: [ https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/legitimation/ ]
und unter: [ https://www.deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/voelkerrechtliche-legitimation/ ]

Die Epoche des Verfassungs- und Hochverrats am Deutschen Reich und
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seinen deutschen Völkern

Der  durch  die  Revolution  gebildete  „Rat  der  Volksbeauftragten“  hat  die
Ermächtigung des Bundesrathes mit dem Gesetz Nr. 6534 vom 14. November 1918
verlängert  bzw.  die  souveräne  Stellung  des  Bundesrathes  weiterhin
aufrechterhalten;  Zitat:

„§  1  Der  Bundesrat(h)  wird  ermächtigt,  die  ihm  nach  Gesetzen  und
Verordnungen des Reichs zustehenden Verwaltungsbefugnisse auch fernerhin
auszuüben.“

Gesetz Nr. 6622 vom 28. Dezember 1918 Auch dieses Gesetz wurde zu keiner Zeit
außer Kraft gesetzt, auch nicht durch die nachfolgende Weimarer Republik. Zitat:

„(Absatz  2)  Demgegenüber  wird  ausdrücklich  festgestellt,  daß  alle  von  dem
Bundesrat(h)e,  dem Reichskanzler,  der  Heeresverwaltung und den militärischen
Befehlshabern  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  erlassenen  kriegswirtschaftlichen
Verordnungen, soweit nicht ihre Aufhebung seitens der zuständigen Stellen besonders
verfügt ist, ihre Wirksamkeit in vollem Umfang behalten haben und daß auch in
Zukunft  die  Regelung  der  Bewirtschaftung  der  in  Frage  kommenden  Stoffe
ausschließlich den in  den Verordnungen genannten oder  inzwischen an ihre Stelle
getretenen Behörden vorbehalten ist……“

Weimarer Nationalversammlung
[ https://de.wikipedia.org/wiki/Weimarer_Nationalversammlung ]

Die  Weimarer  Nationalversammlung,  offiziell  verfassunggebende  Deutsche
Nationalversammlung, war das verfassunggebende Parlament der Weimarer Republik. Es
tagte vom 6. Februar 1919 bis zum 21. Mai 1920. Tagungsort war bis zum September 1919
Weimar, nicht die politisch aufgeheizte Reichshauptstadt Berlin.  Eine Übersicht über alle
Mitglieder der Versammlung gibt die Liste der Mitglieder der Nationalversammlung von 1919.

In dieser Nationalversammlung steckten die gleichen Geister (jüdische Zionisten)
wie in der Frankfurter Nationalversammlung. Und 100 Jahre später, im Jahre 2019,
agieren sie unter der Bezeichnung „Verfassungsgebende Versammlung“.

Man beachte Artikel 180 der Weimarer Verfassung; Zitat:

(Absatz  1)  Bis  zum  Zusammentritt  des  ersten  Reichstags  gilt  die
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Nationalversammlung  als  Reichstag.

Siehe  hierzu:  [  https://www.verfassung-deutschland.de/weimarer-verfassung/index.htm  ]
Diese Verfassung, die erst nach dem Versailler Diktat in Kraft gesetzt wurde (11. August
1919),  hat  sich  nicht  das  deutsche  Volk  gegeben  und  beschlossen,  sondern  der  Wolf
„Nationalversammlung“  im  Schafspelz  des  „Reichstags“,  womit  die  Nichtigkeit  dieser
Verfassung, schon durch Täuschung im Rechtsverkehr garantiert ist.

WICHTIG: Reichsrechtlich, Völkerrechtlich und juristisch unbestritten ist die Tatsache,
daß  bis  zum  Inkrafttreten  der  Weimarer  Verfassung  (11.  August  1919),  die
Reichsverfassung,  Bismarksche  Reichsverfassung  oder  Verfassung  des  Deutschen
Reiches, noch in Kraft war. Womit alle vorherigen Handlungen nichtig sind.

Was  geschah  ab  der  Anwendung  einer  Weimarer  Verfassung  auch  deutsche
Reichsverfassung genannt?

In Artikel 178 dieser Weimarer Verfassung heißt es; Zitat:

(1) Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 16. April 1871 und das Gesetz
über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar 1919 sind aufgehoben. (2)
Die übrigen Gesetze und Verordnungen des Reichs bleiben in Kraft, soweit
ihnen diese Verfassung nicht entgegensteht.

Das bedeutet, daß die übrigen Gesetze mit dem Geltungsbereich des Deutschen Reiches
(Grenzen wie am 31. Juli 1914) in Kraft bleiben, womit auch die Verfassung des Deutschen
Reiches in Kraft bleiben mußte. Der Grund dafür war zwingend, denn das Deutsche Volk
mußte als Wirtsvolk der Zionisten und als Kriegsverlierer und Schuldner erhalten bleiben, um
dieses  in  alle  Ewigkeit  ausplündern  zu  können.  Damit  dem  deutschen  Volk  die
Fremdverwaltung nicht auffiel haben die Drahtzieher durch deutsche Parteien, und deutsche
Zionisten,  allen  voran  die  Sozialisten  und  Katholiken,  eine  Demokratie  des  Volkes  (die
Staatsgewalt  geht  vom  Volk  aus,  siehe  Artikel  1  WRV)  vorgespielt  und  erstmals  das
Frauenwahlrecht  eingeführt,  obwohl  mit  dieser  Verfassung  die  Finanzhoheit  an  die
amerikanische FED übertragen wurde. Zusätzlich verbreitete man die Unwahrheit, daß der
Kaiser das Volk im Stich gelassen hätte.

Unauffällig  und  mit  der  Täuschung  von  Freiheit  und  Demokratie,  wurden  durch  diese
Verfassung alle Bundesstaaten aufgelöst. Die Wiederstände des alten Adels wurden mit
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großzügigen  Abfindungen  und  Überlassungen  niedergehalten  und  somit  die  Goldenen
Zwanziger  erschaffen,  während  das  einfache  Volk  ausgeplündert,  enteignet  und  gemordet
wurde. An dieser Stelle muß erwähnt werden, daß der alte Adel,  die Bundesfürsten und
Königshäuser ihre hoheitlichen Rechte und ihr eigenes Staatsvolk verschachert haben. Das
b e s t ä t i g t  a u c h  d e n  A r t i k e l  1 0 9  d e r  W R V ;  s i e h e
https://verfassung-deutschland.de/weimarer-verfassung/index.htm  Zitat:

(2)  Öffentlich-rechtliche  Vorrechte  oder  Nachteile  der  Geburt  oder  des  Standes  sind
aufzuheben. Adelsbezeichnungen gelten nur als Teil des Namens und dürfen nicht mehr
verliehen  werden.  (4)  Orden  und  Ehrenzeichen  dürfen  vom  Staat  nicht  verliehen
werden. (5) Kein Deutscher darf von einer ausländischen Regierung Titel oder Orden
annehmen.

Bezüglich des Adels wurde folgendes Gleichstellungsgesetz Nr. 12 am 30.03.2017
in Kraft gesetzt; Zitat:

(Präambel)  In  Anbetracht  dessen,  daß  der  alte  deutsche  Adel  ab  1919  finanziell,
wirtschaftlich und gesellschaftlich zu jeder Zeit in der Lage gewesen sein mußte, die
oktroyierten  Fremdverwaltungen  im  Sinne  der  Gerechtigkeit  der  Wahrheit,  der
Menschlichkeit  und  der  Pflicht  gegenüber  den  deutschen  Völkern  zu  verhindern  oder
aufzuheben, hat dieser alte deutsche Adel versagt. § 3. Absatz 2; Dem Präsidium
des Bundes steht es zu, im Einklang mit dem „Bundesrath“, Personen neu in den
Adelstand zu erheben, wenn edle Taten zum Wohle des Deutschen Volkes
vorangegangen sind. § 5. Satz 1; Ausgenommen von dieser Aufhebung sind
auch  alle  Adeligen,  die  mit  ihrer  Tatkraft  und  ihrem  Vermögen  der
Wiederherstellung zur Handlungsfähigkeit Deutschlands und des Deutschen
Reiches nachweislich und langfristig gedient haben.

Siehe hierzu:
[
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1703181-nr12-gesetz-gleichstellung-aller-r
usta-angehoerigen/ ]

Auffällig  ist  in  dieser  Verfassung,  daß  es  keinen  Geltungsbereich  gibt  und  daß  die
Reichsfarben  schwarz-rot-gold  sind,  während  die  Nationalflagge  schwarz-weiß-rot  als
Handelsflagge weitergeführt wurde. (Ein Schelm der böses dabei denkt, oder ein perfider Plan
der Weltzionisten.) In Artikel 13 WRV (1) Reichsrecht bricht Landesrecht. Wer den Sinn dieses
Artikels versteht, weiß wohin der Weg gehen wird, der mit Gründung dieser Fremdverwaltung
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schon  festgelegt  ist  und  1933  mit  dem  Führerstaat  zum  Wohle  der  Hochfinanz  und
Großindustrie  die  nächste  Stufe  erreicht.  An  dieser  Stelle  nochmal  ein  Sprung  in  die
Verfassung des Deutschen Reiches. Zitat:

Artikel 2 Satz 1 „Innerhalb dieses Bundesgebietes übt das Reich das Recht der
Gesetzgebung nach Maßgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der Wirkung aus,
daß die Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen.

Zu  finden  unter:  [  https://verfassung-deutschland.de/#Artikel2  ]  Diesbezüglich  wird  gemäß
Artikel 19 auch das Recht und die Pflicht eines Bundesstaates gesetzlich festgelegt. Zitat:

„Wenn Bundesglieder ihre verfassungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen,
können sie dazu im Wege der Exekution angehalten werden. Diese Exekution ist vom
Bundesrathe zu beschließen und vom Kaiser zu vollstrecken.“

Zu finden unter: [ https://verfassung-deutschland.de/#Artikel19 ]

Die  Exekution  hat  reichsrechtlich  nie  stattgefunden,  wurde  aber  durch  Duldung  und
Schweigen  vollzogen.  Mit  dem  Gesetz  betreffend  der  Wiederherstellung  der
Bundesstaaten, ist dies nun möglich, allerdings im Sinne des Deutschen Reiches
und  wenn  die  Vernunft  des  Deutschen  Volkes  es  so  möchte.  Siehe  hierzu:   [
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1801141-nr04-gesetz-betreffend-die-wiede
rherstellung-der-bundesstaaten/ ]

Dem Versailler  Diktat  müssen wir  an dieser  Stelle  unsere  besondere Aufmerksamkeit
widmen, den das Zustandekommen dieses Werkes müssen wir verstehen, wenn wir wieder
unsere Bismarcksche Verfassung, unsre bürgerlichen Rechte, Recht auf Eigentum, Recht auf
Heimat  bzw.  das  zurückhaben  wollen,  was  uns  Artikel  3  der  betreffenden  Verfassung
garantiert.  Siehe  hierzu:  [  https://verfassung-deutschland.de/#Artikel3  ]

Versailler  Diktat  (auch „Schanddiktat  von Versailles“)  war  ein  während der  Weimarer
Republik  geprägter  politischer  Kampfbegriff,  mit  dem  vor  allem  konservative,
deutschnationale,  völkische  und  rechtsextreme Politiker  gegen  den  1919  geschlossenen
Friedensvertrag  von  Versailles  polemisierten.  Neben  der  Dolchstoßlegende  und  der
angeblichen Bedrohung durch das „Weltjudentum“ war er ein zentraler Bestandteil der NS-
Propaganda. gefunden unter: https://de.wikipedia.org/wiki/Versailler_Diktat

Der Friedensvertrag von Versailles (auch Versailler Vertrag, Friede von Versailles) wurde
bei der Pariser Friedenskonferenz 1919 im Schloss von Versailles von den Mächten der Triple
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Entente und ihren Verbündeten bis Mai 1919 ausgehandelt.  Mit  der Unterzeichnung des
Friedensvertrags  endete  der  Erste  Weltkrieg  auf  der  völkerrechtlichen  Ebene.  Sie  war
zugleich der Gründungsakt des Völkerbunds.

Bereits  am  11.  November  1918  hatte  der  Waffenstillstand  von  Compiègne  die
Kampfhandlungen des Ersten Weltkriegs beendet, nicht aber den Kriegszustand. Der Vertrag
konstatierte  die  alleinige  Verantwortung  Deutschlands  und  seiner  Verbündeten  für  den
Ausbruch  des  Weltkriegs  und  verpflichtete  es  zu  Gebietsabtretungen,  Abrüstung  und
Reparationszahlungen  an  die  Siegermächte.  Nach  ultimativer  Aufforderung  unterzeichnete
Deutschland am 28. Juni 1919 den Vertrag unter Protest im Spiegelsaal von Versailles. Nach
der  Ratifizierung  und  dem  Austausch  der  Urkunden  trat  er  am  10.  Januar  1920  in  Kraft.
Wegen seiner hart erscheinenden Bedingungen und der Art seines Zustandekommens wurde
der  Vertrag  von  der  Mehrheit  der  Deutschen  als  illegitimes  und  demütigendes  Diktat
empfunden.

Dieses Diktat ist zu finden unter: http://www.documentarchiv.de/wr/vv.html

WICHTIG: Dieser Vertrag wurde zu einem Zeitpunkt den Deutschen vorgelegt, an
dem  die  „Tschecho-Slowakei“  und  „Polen“  als  Staat  NICHT  bestanden.  Die
Majorität  der  Unterzeichnerstaaten  gegenüber  Deutschland  waren  Dominions
(Vasallen  der  Krone)  und Freistaaten.  Herrmann Müller  und Dr.  Bell,  die  den
Vertrag für das neue Deutschland unterzeichneten waren keine Vertreter, oder
staatlich  anerkannte  Beamten  des  Deutschen  Reiches,  auch  noch  nicht  der
Weimarer Republik. Sie konnten höchstens Vertreter der Räterepublik gewesen
sein. Somit muß dieser Vertrag vor aller Welt (völkerrechtliche Grenzen vor dem
Ersten Weltkrieg) als nichtig bewertet werden.

Betrachten wir diesen Vertrag als völkerrechtlich anzuerkennenden und für das
Deutsche Reich verbindlichen Friedensvertrag, dann gilt Artikel 11 der Verfassung
des Deutschen Reiches;

Zitat: „Das Präsidium des Bundes steht dem Könige von Preußen zu, welcher den
Namen Deutscher  Kaiser  führt.  Der  Kaiser  hat  das  Reich  völkerrechtlich  zu
vertreten,  im  Namen  des  Reichs  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu  schließen,
Bündnisse  und  andere  Verträge  mit  fremden  Staaten  einzugehen,  Gesandte  zu
beglaubigen und zu empfangen. Zur Erklärung des Krieges im Namen des Reichs ist die
Zus t immung  des  Bundesra ths  und  des  Re ichs tags  e r fo rder l i ch .
Friedensverträge sowie diejenigen Verträge mit fremden Staaten, welche sich
auf  Gegenstände  der  Reichsgesetzgebung  beziehen,  bedürfen  der
Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Reichstags.“
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WICHTIG: Zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses „Friedensvertrages“, mußte
diese Verfassung angewandt werden, wenn der Vertrag rechtskraft haben soll.

In diesem Vertrag wurde das neu eingerichtete Deutschland (die Grenzen von 1919
und  1937  sind  identisch)  für  alle  Schäden  und  Reparationen  verantwortlich
gemacht.  Das  neue  Deutschland  ist  allerdings  nur  teilidentisch  mit  dem
Deutschland als Ganzes. Dem neuen Deutschland, wie es heute noch nach dem
Grundgesetze geführt wird, wurden alle Rechte auf Hab und Gut entzogen. So
kann  der  aufmerksame  Leser  feststellen,  daß  nich  das  deutsche  Volk,  das
Deutsche Reich oder eines seiner Bundesstaaten etwas anerkennen oder auf etwas
verzichten mußte, sondern Deutschland.

Artikel 118. Deutsche Recht und Interessen außerhalb Deutschlands; Zitat:

„Außerhalb  seiner  Grenzen  in  Europa,  wie  sie  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag
festgesetzt  sind,  verzichtet  Deutschland  auf  sämtliche  Rechte,  Ansprüche  und
Vorrechte auf und in bezug auf alle ihm oder seinen Verbündeten gehörenden Gebiete
sowie auf alle Rechte, Ansprüche und Vorrechte, die ihm aus irgendwelchem Grunde
den alliierten und assoziierten Mächten bislang zustanden.
Deutschland  verpflichtet  sich  bereits  jetzt,  Die  Maßnahmen  anzuerkennen  und
gutzuheißen, die von den alliierten und assoziierten Hauptmächten, gegebenenfalls im
Einverständnis  mit  dritten  Mächten,  zur  Regelung  der  sich  aus  der  vorstehenden
Bestimmung ergebenden Folgen getroffen sind oder noch werden. Insbesondere erklärt
sich Deutschland mit den Bestimmungen der nachfolgenden, sich auf einige besondere
Gegenstände  beziehenden  Artikel  einverstanden.“  Oder  Artikel  120;  Zitat:  „Alle
Rechte beweglicher und unbeweglicher Art,  die in diesen Gebieten dem deutschen
Reich oder irgendeinem deutschen Staate zustehen, gehen auf die Regierung über,
unter deren behördliche Gewalt diese Gebiete treten, und zwar unter den in Artikel 257
Teil  IX  (Finanzielle  Bestimmungen)  des  gegenwärtigen  Vertrags  festgesetzten
Bedingungen. Streitigkeiten, die etwa hinsichtlich der Natur dieser Rechte entstehen,
werden von den örtlichen Gerichten endgültig entschieden.“ Oder Artikel 231; Zitat:
„Die alliierten und assoziierten Regierungen erklären, und Deutschland erkennt an, daß
Deutschland  und  seine  Verbündeten  als  Urheber  für  alle  Verluste  und  Schäden
verantwortlich  sind,  die  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  und  ihre
Staatsangehörigen  infolge  des  ihnen  durch  den  Angriff  Deutschlands  und  seiner
Verbündeten aufgezwungenen Krieges  erlitten  haben.  Oder  Artikel  434 von 440
Artikeln; Zitat: Deutschland verpflichtet sich,  die volle Geltung der Friedensverträge
und Zusatzübereinkommen zwischen den alliierten und assoziierten Mächte und den
Mächten,  die  an  Deutschlands  Seite  gekämpft  haben,  anzuerkennen,  den
Bestimmungen,  die  über  die  Gebiete  der  ehemaligen  österreichisch-ungarischen
Monarchie,  die Königreichs Bulgarien und des osmanischen Reiches getroffen werden,
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zuzustimmen und die neuen Staaten in den Grenzen anzuerkennen, die auf diese Weise
für sie festgesetzt werden.

Auf Grund der bis hierher bewiesenen Nichtigkeiten von Verträgen, Gesetzen, der
Verfassungen und Verwaltungen, die illegal im Rechtskreis des Deutschen Reiches
gewirkt haben, überspringen wir den Führerstaat und begeben uns, kurz in das
Dritte  Reich,  bzw.  das  Großdeutsche  Reich  der  Nationalzionisten,  die  im
Deckmantel  der  Nationalsozialisten  weltweit  eine  Blutbad  sondergleichen
angerichtet  hatten  und  für  den  Holocoust  an  Deutschen  Städten,  besonders
Dresden, verantwortlich sind.

Adolf  Hitler  als  Vorsitzender  der  NSDAP  und  „Führer“  wurde  durch  den
Reichspräsidenten  der  Weimarer  Fremdverwaltungsrepublik  (Paul  von
Hindenburg) am 30.1.1933, zum Reichskanzler ernannt. Damit begann die Epoche
der  Nationalzionisten,  der  Konzentrationslager  und  einer  gigantischen
K r i e g s m a s c h i n e .  S i e h e  h i e r z u :  [
https://www.dhm.de/lemo/rueckblick/30-januar-1933-hitler-wird-reichskanzler.html  ]  Damit
will ich aber nicht gesagt haben, daß Hitlerdeutschland den sogenannten Zweiten Weltkrieg
verursacht hatte, sondern es waren genau die gleichen Geister die das Versailler Diktat und
die  Weimarer  Republik  erschaffen  hatten.  Im  gleichen  Jahr  übernahm  wieder  der  Vatikan
durch  das  Reichskonkordat  die  verdeckte  Macht  über  das  deutsche  Volk.  Was
staatsrechtlich  ein  Täuschung  im  Rechtsverkehr  ist,  denn  der  Führerstaat  war  nicht
Rechtenachfolger  des  Deutschen  Reiches.  Somit  ist  dieser  Vertrag  nichtig  und  ein
Verbrechen sondergleichen; Siehe hierzu: [ https://de.wikipedia.org/wiki/Reichskonkordat ]

Mit der Zerschlagung des Großdeutschen Reiches im Jahr 1945, somit dem Beenden eines
Zweiten  30  jährigen  Kriegs  auf  deutschem  Boden,  durch  die  Alliierten  und  der  damit
verbundenen  gnadenlosen  und  unfassbaren  Behandlung  Deutscher  Frauen,  Männer  und
Kinder,  begann  eine  Zeit  schreckliche  Gräueltaten  gegen  Menschen  mit  deutscher
Abstammung.  So  ist  bekannt,  daß  am  9.  Mai  1945,  die  Wehrmacht,  Marine  und  Luftwaffe
kapituliert hatten, die allerding keine Kapitulation des Deutschen Reiches darstellt, sondern
die Kapitulation von Söldnereinrichtungen. Unsere Aufmerksamkeit wollen wir allerding auf
Gesetze  und  Verordnungen  der  Alliierten  und  die  UN  lenken,  die  gemäß  Satzung  des
Völkerbundes  Rechtsnachfolger  und  auch  Treuhänder  in  Bezug  zu  Deutschland  in  den
Grenzen von 1919/1937 (noch heute) ist, was durch die Feindstaatenklausel der UN-Charta
bestätigt wird. Siehe hierzu: [ https://www.unric.org/de/charta ]; In Folge Kapitel II, Artikel 53,
Absatz (2) Zitat:

Der Ausdruck “Feindstaat“ in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der während
des Zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war.
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Siehe hierzu: [ https://www.unric.org/de/charta#kapitel2 ];  In Folge Kapitel XVII, Artikel 107
Zitat:

Maßnahmen, welche die hierfür verantwortlichen Regierungen als Folge des Zweiten
Weltkriegs in bezug auf einen Staat ergreifen oder genehmigen, der während dieses
Krieges  Feind  eines  Unterzeichnerstaats  dieser  Charta  war,  werden durch diese
Charta weder außer Kraft gesetzt noch untersagt.

Siehe  hierzu:  [  https://www.unric.org/de/charta#kapitel17  ]  Das  Treuhandsytem  ist  in
Kapitel  XII  beschrieben,  siehe  hierzu:  [  https://www.unric.org/de/charta#kapitel12  ]  Im
Klartext  gesagt:  Alle  Alliierte  Militärregierungsgesetze  und  die  SMAD-Befehle,
gehen dieser Charta vor, womit auch die Wirkungslosigkeit der UN in Bezug zur
Wiederherstellung Deutschlands als Ganzes, bewiesen ist. Diese Charta wurde am 26.
Juni 1945 unterzeichnet.

Mit der Verordnung, Aufhebung des Kriegszustandes, wurde der Zeitpunkt für die
Beendigung des Kriegszustandes, auf den 26. Juni 2011 bestimmt. 97 Jahr nach
B e g i n n  d e s  1 . W K ,  s i e h e  h i e r z u :  [
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1106013-nr09-verordnung-kriegszustand-e
nde/ ] ist dies die erste Friedensvertragliche Regelung durch den Souverän des Deutschen
Reiches.

Weiter geht es mit dem neuen Deutschland gemäß Versailler Diktat.

„Die Existenz ISRAELS steht  im direkten Zusammenhang mit  der  Existenz der
Bundesrepublik  Deutschland“  (so  die  aktuelle  BRD-Geschäftsführerin).  Demzufolge
merken wie uns, daß am 14. Mai 1948 ISRAEL durch die Weltzionisten gegründet wurde und
am  23.  Mai  1949  das  Vereinigte  Wirtschaftsgebiet  mit  dem  Namen  „Bundesrepublik
Deutschland“ durch die Westmächte bzw. dem SHAEF-Militärbefehlshaber. Die als Deutsche
Demokratische  Republik  bekannte  marxistisch-sozialistische  Diktatur  eines  Teiles
Deutschlands wurde durch die Sowjets, bzw. des SMAD-Befehlshabers am 07.Oktober 1949
gegründet.  Die  Ostgebiete  gehen  wieder  unter  polnische  Verwaltung,  der  obere  Teil
Ostpreußens mit Königsberg unter russischer Verwaltung. Elsaß bleibt bei Frankreich.

Mit  dem  Begriff  „Friedensvertragliche  Regelungen“  stellen  wir  fest,  daß  diese  noch
ausstehenden Handlungen zum Weltfrieden und zur Wiedervereinigung Deutschlands, nicht
mit  einem  verbindlichen  Friedensvertrag  geschehen  muß.  Siehe  hierzu,  den
Deutschlandvertrag  vom  26.  Mai  1952.

Zu finden unter: [
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https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=16c6d3b1-7052-0e71-ecdb-6ddc19ca4
be7&groupId=252038 ] oder [ http://www.verfassungen.de/be/wiedervereinigung50-3.htm ]
usw. Am besten nach diesem Begriff im Netz suchen.

Weitere Fakten zur Erfreiung und Wiederherstellung der Einheit und
Freiheit Deutschlands

Alle Gesetze inklusive der Weimarer Verfassung und das Grundgesetz sind für
Reichs-  und  Staatsangehörige  nichtig.  Bei  Anwendung  gilt  die  freiwillige
Anerkennung  und  damit  verbundenen  Entrechtung.  Reichsrecht  geht  vor
Landesrecht,  die  wahre  Reichsverfassung  wurde  nie  außer  Kraft  gesetzt,  das
Reichs-  und  Staatsangehörigkeitsgesetz  gilt  nur  mit  der  Anerkennung  der
Reichsverfassung.

Die  vorgenannte  Aussage gilt  auch für  die  Gesetze  die  ab  1933 in  Folge  (Führerstaat,
Großdeutsches Reich,  BRD,  DDR und das vereinigte Deutschland,  bis  heute)  angewandt
wurden, auch hier gilt die Freiwillige Gerichtsbarkeit und deren Folgen, durch Gesetze ohne
Geltungsbereich und Behörden ohne staatliche Legitimation.

Schwebend  unwirksam  Schuldverschreibungen:  Alle  Schuldverschreibungen  in
Deutschland sind seit  1919 nichtig,  ungültig  und der  daraus entstandene Schaden muß
zurückgezahlt werden, wie es im Original BGB zu lesen ist. Zitat:

§ 795. (1) Im Inland ausgestellte Schuldverschreibungen auf den Inhaber, in denen die
Zahlung einer bestimmten Geldsumme versprochen wird, dürfen nur mit staatlicher
Genehmigung in den Verkehr gebracht werden. (2) Die Genehmigung wird durch die
Zentralbehörde des Bundesstaats ertheilt, in dessen Gebiete der Aussteller seinen
Wohnsitz oder seine gewerbliche Niederlassung hat. Die Ertheilung der Genehmigung
und  die  Bestimmungen,  unter  denen  sie  erfolgt,  sollen  durch  den  Deutschen
Reichsanzeiger  bekannt  gemacht  werden.  (3)  Eine  ohne  staatliche
Genehmigung in den Verkehr gelangte Schuldverschreibung ist nichtig; der
Aussteller hat dem Inhaber den durch die Ausgabe verursachten Schaden zu
ersetzen. (4) Diese Vorschriften finden keine Anwendung auf Schuldverschreibungen,
die von dem Reiche oder einem Bundesstaat ausgegeben werden.

Zu  finden  unter:  [
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/buergerliches-gesetzbuch-buch-2/  ]

Die Reichs- und Staatsangehörigkeit kann nur über das Personenstandsregister
Deutschland, in Verbindung mit dem Erwerb eines Dokumentes, das durch die
einzig  staatliche  Reichsdruckerei  erstellt  werden  muß,  erworben  werden.
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Voraussetzung  ist  die  Annahme  des  RuStaG  1913  und  der  Verfassung  des
Deutschen Reiches mit seinen institutionalisierten Organen.

Die zu erfüllende Aufgabe des Deutschen Volkes wird wie folgt formuliert, Zitat:

„Das  Deutsche  Reich  existiert  fort,  besitzt  nach  wie  vor
Rechtsfähigkeit,  ist  allerdings  als  Gesamtstaat  mangels
Organisation,  insbesondere mangels  institutionalisierter  Organe
selbst nicht handlungsfähig.“

siehe hierzu die 13 Schritte unter: [ https://www.uni-spik.de/studium/13schritte/folie13.htm ]

siehe hierzu das Staatsvolk unter: [ https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/staatsvolk/
]

das Staatsgebiet unter: [ https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/staatsgebiet/ ]

die Staatsordnung unter: [ https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/staatsordnung/ ]

Die viel zitierte und sehr oft erwähnte Haager Landkriegsordnung gilt NICHT für
die Staatenlosen der BRD, sie gilt nur für die Reichs- und Staatsangehörigen des
Deutschen Reiches. Ein Anwendung ist mangels Reichsjustiz noch nicht möglich.

Werfen  wir  nochmal  einen  Blick  in  weitere  internationale  Gesetze,  die  uns
tangieren und interessieren sollten.

SEHR WICHTIG:  Es sei  gesagt,  daß es keine einziges Gesetz gibt,  in  dem die
Grenzen Deutschland, z.B. die Grenzen 1937, durch die Alliierten oder Zionisten
verbindlich festgelegt wurden und eingehalten werden müssen. Auch hier gilt, daß
alles was sich schön anhört, einfach angenommen und weitergegeben wird, ohne
sich  die  Mühe  zu  machen,  solche  Aussagen  akribisch  zu  prüfen.  Die  richtige
Formulierung die in allen dementsprechenden Gesetzen verwendet wurde, lautet;
Zitat:

Der Ausdruck „Grenzen des “deutschen Reiches”
der in diesem Gesetz gebraucht wird, bedeutet die
Grenzen wie sie am 31. Dezember 1937 bestanden
haben.

Damit wird nicht ausgesagt, daß das Deutsche Reich in diesen Grenzen vollendet
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ist  und  auch  zu  sein  hat,  es  wird  damit  nur  bestätigt,  daß  sich  die
Besatzungsmächte nur auf diese Grenzen beziehen, aber nicht auf die Grenzen
vom 31. Juli 1914 (vor dem Weltkrieg). Merke: Die Grenzen vom 31. Dezember
1937, sind exakt die Grenzen, die durch das Versailler Diktat erzwungen wurden.
Die aber vom Deutschen Reich nie anerkannt wurden.

Diesbezügliche verweise ich auf folgende Gesetze:
als Beispiel das Gesetz Nr. 161 der Militärregierung bezüglich der Grenzkontrolle unter:
[ https://www.reichsamt.info/justizamt/vorlagen/SHAEF_Militaergesetze.pdf ]

und [
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1506181-nr13-gesetz-nichtigkeit-des-versa
iller-vertrages/ ]

und [
https://www.deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1804161-nr11-drittes-bereinigungsgesetz-
der-reichsgesetze/ ]

Bewerten wir das Gesetz Nr. 52 der SHAEF-Gesetze positiv, so haben der Alliierte
durch  die  Total-Beschlagnahme,  allen  Hab und Gutes  der  Bundesstaaten,  des
Deutschen Reiches und seiner deutschen Völker, dafür gesorgt, daß eine zu Folgen
habende Rückabwicklung möglich wird.

[ https://www.reichsamt.info/justizamt/vorlagen/SHAEF_Militaergesetze.pdf  ]

Mit Gesetz Nr. 2 der SHAEF-Gesetze haben die Alliierten, die wahren Volks- und
Staatsschädlingen offenbart und unter Militärgesetz gestellt.

Das Potsdamer Protokoll vom 02. August 1945, das sich wie alle Gesetze nur auf das neue
Deutschland bezieht, sagt im wesentlichen nur aus; Zitat:

Es  ist  nicht  die  Absicht  der  Alliierten,  das  deutsche  Volk  zu  vernichten  oder  zu
versklaven.  Die Alliierten wollen dem deutschen Volke die  Möglichkeit  geben,  sich
darauf vorzubereiten, sein Leben auf einer demokratischen und friedlichen Grundlage
von  neuem  wiederaufzubauen.  Wenn  die  eigenen  Anstrengungen  des
deutschen Volkes unablässig auf die Erreichung dieses Zieles gerichtet sein
werden, wird es ihm möglich sein, zu gegebener Zeit seinen Platz unter den
freien und friedlichen Völkern der Welt einzunehmen.

Der Deutschlandvertrag vom 26. Mai 1952, sagt im wesentlichen aus, Zitat:

Art.  2.  Im  Hinblick  auf  die  internationale  Lage,  die  bisher  die  Wiedervereinigung
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Deutschlands und den Abschluß eines Friedensvertrags verhindert hat, behalten die
Drei  Mächte  die  bisher  von  ihnen  ausgeübten  oder  innegehabten  Rechte  und
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und auf Deutschland als Ganzes einschließlich
der Wiedervereinigung Deutschlands und einer friedensvertraglichen Regelung.

Der Überleitungsvertrag von 1954-1955, ist eindeutig ein weiterer Dolchstoß gegen das
Deutsche Volk, Zitat:

Neunter  Teil:  Artikel  1:  (GEWISSE  ANSPRÜCHE  GEGEN  FREMDE  NATIONEN  UND
STAATSANGEHÖRIGE)  Vorbehaltlich  der  Bestimmungen  einer  Friedensregelung  mit
Deutschland  dürfen  deutsche  Staatsangehörige,  die  der  Herrschaftsgewalt  der
Bundesrepublik unterliegen, gegen die Staaten, welche die Erklärung der Vereinten
Nationen vom 1. Januar 1942 unterzeichnet haben oder ihr beigetreten sind oder mit
Deutschland im Kriegszustand waren oder in Artikel 5 des Fünften Teils dieses Vertrags
genannt sind, sowie gegen deren Staatsangehörige keine Ansprüche irgendwelcher Art
erheben wegen Maßnahmen, welche von den Regierungen dieser Staaten oder mit
ihrer Ermächtigung in der Zeit zwischen dem 1. September 1939 und dem 5. Juni 1945
wegen  des  in  Europa  bestehenden  Kriegszustandes  getroffen  worden  sind;  auch  darf
niemand derartige Ansprüche vor einem Gericht der Bundesrepublik geltend machen.
ZEHNTER  TEIL:  Artikel  4  (AUSLÄNDISCHE  INTERESSEN  IN  DEUTSCHLAND)  Die
Bundesrepublik bestätigt, daß nach deutschem Recht der Kriegszustand als solcher die
vor  Eintritt  des  Kriegszustandes  durch  Verträge  oder  andere  Verpflichtungen
begründeten Verbindlichkeiten zur Bezahlung von Geldschulden und die vor diesem
Zeitpunkt erworbenen Rechte nicht berührt.

Der  Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 12.  September 1990,  ist  eindeutige eine abschließender
Regelung in bezug zu Deutschland, wobei auch hier das vereinte Deutschland (BRD plus DDR
ohne  Berlin)  gemeint  ist.  Juristisch  und  sachlich  betrachtet  ha  man  zwei  aufgelöste
Verwaltungseinheiten zu einer mathematischen NULL-NULL umgestaltet, die mit Inkrafttreten
dieses Vertrages endgültig ist. Siehe Artikel 1, Zitat:

„(1)  …..Seine  Außengrenzen  werden  die  Grenzen  der  Deutschen  Demokratischen
Republik  und  der  Bundesrepublik  Deutschland  sein  und  werden  am  Tage  des
Inkrafttretens dieses Vertrags endgültig sein. (3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei
Gebietsansprüche  gegen  andere  Staaten  und  wird  solche  auch  nicht  in  Zukunft
erheben.  (4)  Die  Regierungen der  Bundesrepublik  Deutschland und der  Deutschen
Demokratischen  Republik  werden  sicherstellen,  daß  die  Verfassung  des  vereinten
Deutschland  keinerlei  Bestimmungen  enthalten  wird,  die  mit  diesen  Prinzipien



unvereinbar  sind.  Dies  gilt  dementsprechend  für  die  Bestimmungen,  die  in  der
Präambel  und  in  den  Artikeln  23  Satz  2  und  146  des  Grundgesetzes  für  die
Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind.“

Wie kann ein NULL-NULL Gebilde eine Souveränität haben, wenn die Besatzungsgesetze
fortgelten? Darum müßte man bei Artikel 7 Absatz 2 das Lachen anfangen, wenn dieser
juristische Salto keine Auswirkung auf die Bevölkerung hätte, Zitat:

„(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Souveränität über seine inneren
und äußeren Angelegenheiten.“

Dieser  2+4  Vertrag  ist  aus  der  Sicht  des  Deutschen  Volkes  eine  eindeutiger
Verstoß der Alliierten in bezug zu deren Verwaltungs- und Aufsichtspflicht.

Wir verstehen und fangen endlich an, unsere Aufgabe anzunehmen, denn dieser
2+4 Vertrag gilt nur für das Vereinte Deutschland und nicht für Deutschland als
Ganzes. Zitat:

„Artikel  8  Satz  2  Die  Ratifikation  erfolgt  auf  deutscher  Seite  durch  das
vereinte  Deutschland.  Dieser  Vertrag  gilt  daher  für  das  vereinte
Deutschland.“

Oder wollt auch ihr euch sagen lassen, daß ihr Versager seit und nicht wußtet, was
zu tun ist!

Erstellt und veröffentlich am 2. Mai des Jahres 2019, durch Erhard Lorenz, Staatssekretär des Innern.

Reichsamt des Innern
Die Bedeutung von Reichsamt  richtet  sich danach,  ob der Begriff sich auf  das sogenannte
Heilige Römische Reich oder auf das 1871 gegründete Deutsche Kaiserreich bezieht.

https://www.nationalstaat-deutschland.de/einheit/reichsamt/
https://de.wikipedia.org/wiki/Heiliges_R%C3%B6misches_Reich
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsches_Kaiserreich


Heiliges Römisches Reich
Die  Reichsämter  im  Heiligen  Römischen  Reich  Deutscher  Nation  waren  die  obersten
Reichshofämter,  nämlich  die  mit  der  Kurwürde  verbundenen  Erzämter  und  die  ihnen
zugeordneten Erbämter. Als Reichsamt gilt außerdem das Amt des Burggrafen von Nürnberg.
In größeren Territorien des Reiches werden die landesherrschaftlichen Hofämter bisweilen
ebenfalls Reichsämter genannt.

Deutsches Kaiserreich
Die  Reichsämter  im  Deutschen  Kaiserreich,  auch  Reichsbehörden  genannt,  waren
diejenigen  Ämter  oder  Behörden,  die  sich  federführend  um die  Geschäfte  des  Reiches
kümmerten. Ihnen stand der Reichskanzler vor, der einziger Minister im Kaiserreich war,
während  die  Reichsbehörden  mit  Ausnahme  des  Reichseisenbahnamtes  von
weisungsgebundenen  Staatssekretären  geleitet  wurden.  Sie  sind  deshalb  nicht  mit  den
heutigen Ministerien vergleichbar, statt von einer echten Reichsregierung sprach man von
einer  Reichsleitung.  Erst  ab  1914  trafen  sich  die  Verantwortlichen  der  einzelnen
Reichsämter  unter  Vorsitz  des  Reichskanzlers  regelmäßig  zu  gemeinsamen  Sitzungen.

Nach der Reichsgründung 1871 existierten mit dem Reichskanzleramt und dem Auswärtigen
Amt zunächst nur zwei Reichsämter. Diese Einteilung orientierte sich am Norddeutschen
Bund,  der  mit  dem  Bundeskanzleramt  und  dem  Auswärtigen  Amt  ebenfalls  nur  zwei
Bundesbehörden kannte. Ein Jahr später wurde mit der Kaiserlichen Admiralität ein drittes
Amt geschaffen, das von den Marineministerien der Seeuferstaaten die Verantwortung für die
Marine übernahm.

Im  Zuge  der  fortschreitenden  Entwicklung  des  Deutschen  Reichs  erhielt  das
Reichskanzleramt als zentrale Behörde immer mehr Aufgaben, die es kaum noch alleine
bewältigen konnte. Dies zwang Reichskanzler Otto von Bismarck dazu, einzelne Abteilungen
auszugliedern und selbständige Reichsämter zu schaffen:

Reichseisenbahnamt (1873)
Generalpostmeister (1876–1880) bzw. Reichspostamt (ab 1880)
Reichskanzleramt für Elsaß-Lothringen (1876–1879) bzw. das Ministerium für Elsaß-
Lothringen (ab 1879)
Reichsjustizamt (1877)
Reichsschatzamt (1879)

Am  24.  Dezember  1879  wurde  das  nunmehr  von  einem  Großteil  seiner
Aufgaben befreite  Reichskanzleramt in  Reichsamt des  Innern  umbenannt.
Damit war die oberste Reichsverwaltung nahezu vollständig ausgebaut.
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Unter Kaiser Wilhelm II. kam es zu neuen Veränderungen bei den Reichsämtern. Aus der
Kaiserlichen  Admiralität  ging  1889  das  Reichsmarineamt  hervor,  1907  wurde  die
Kolonialabteilung im Auswärtigen Amt in ein eigenes Reichskolonialamt überführt. Während
des  Ersten  Weltkrieges  verlor  das  Reichsamt  des  Innern  weitere  Aufgaben  an  das
Kriegsernährungsamt,  das  1916  eingerichtet,  1917  zur  Reichsbehörde  und  1918  in
Reichsernährungsamt  umbenannt  wurde,  sowie  an  das  Reichswirtschaftsamt  (ab  1917).
Letzteres  gab  1918  seinen  sozialpolitischen  Aufgabenbereich  an  das  neu  gegründete
Reichsarbeitsamt ab.

Ein zentrales Reichsmilitäramt hat es im Kaiserreich nie gegeben. Die Verantwortlichkeit lag
bei den einzelnen Kriegsministerien der Bundesstaaten Bayern, Sachsen, Württemberg und
vor  allem  Preußen,  dem  sich  diesbezüglich  alle  übrigen  Staaten  bereits  bis  1871
angeschlossen  hatten.

Reichsamt des Innern

Siegelmarke Reichsamt des Innern

Das Reichsamt des Innern war die oberste Reichsbehörde im Deutschen Kaiserreich.

Geschichte
Auf Vorschlag des Reichskanzlers ging es am 24. Dezember 1879 durch kaiserlichen Erlaß
aus dem Reichskanzleramt hervor, dem ehemaligen Bundeskanzleramt (nicht zu verwechseln
mit der Reichskanzlei, der Behörde des Kanzlers ab 1878).

Wie die anderen Ämter auch war es dem Reichskanzler unmittelbar unterstellt. Der Sitz des
Amtes befand sich in Berlin, seine Leitung unterstand einem Staatssekretär, der von 1881 bis
1916 stets zusätzlich das Amt des Vizekanzlers innehatte.

https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_II._(Deutsches_Reich)
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsmarineamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichskolonialamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Erster_Weltkrieg
http://www.reichsamt-des-innern.de
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsern%C3%A4hrungsamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsern%C3%A4hrungsamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichswirtschaftsamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichsarbeitsamt
https://de.wikipedia.org/wiki/Bayerisches_Kriegsministerium
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nigreich_Sachsen
https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6nigreich_W%C3%BCrttemberg
https://de.wikipedia.org/wiki/Preu%C3%9Fisches_Kriegsministerium
https://de.wikipedia.org/wiki/Milit%C3%A4rkonvention
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Siegelmarke_Reichsamt_des_Innern_W0204905.jpg
https://de.wikipedia.org/wiki/Siegelmarke
https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsches_Kaiserreich
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichskanzler
https://de.wikipedia.org/wiki/Bundeskanzleramt_(Norddeutscher_Bund)
https://de.wikipedia.org/wiki/Reichskanzlei
https://de.wikipedia.org/wiki/Staatssekret%C3%A4r
https://de.wikipedia.org/wiki/Vizekanzler_(Deutschland)


Die Staatssekretäre des Reichsamts des Innern
Name Amtsantritt Ende der Amtszeit

Karl Hofmann 1879 1880

Karl Heinrich von Boetticher 1880 1897

Arthur Graf von Posadowsky-Wehner 1897 1907

Theobald von Bethmann Hollweg 1907 1909

Clemens von Delbrück 1909 1916

Karl Helfferich 1916 1917

Max Wallraf 1917 1918

Karl Trimborn 1918 1918

Erhard Lorenz 2011

Die Wiedereinrichtung vom Reichsamt des Innern
Die Erste Amtsbesetzung durch Erhard Lorenz als Staatssekretär des Innern,
wurde  vollzogen.  Die  Zustimmung  zur  Bewerbung  von  Erhard  Lorenz  erteilte  das
gesetzgebende  Organe  (Volks-)Bundesrath.  Der  (Volks-)Reichstag  anerkannte  diese
Bewerbung, Ernennung und Amtsbesetzung in seiner 09ten Tagung (April  2011) zu
Königs Wusterhausen.

Das Reichsministerialblatt
Das zum Zweck öffentlicher Bekanntmachungen herausgegebene Amtsblatt des Reichsamts
war ab 1880 das Central-Blatt bzw. ab 1903 das Zentralblatt für das Deutsche Reich (ZBl,
ZDB-ID 200990-0), das von 1873 bis 1879 bereits vom Reichskanzleramt herausgegeben
worden war.

Weblinks
 Commons: Reichsamt des Innern – Sammlung von Bildern, Videos und Audiodateien

 Wikisource: Allerhöchster Erlaß, betreffend die Benennung des Reichskanzler-

Amts und den Titel des Vorstandes dieser Behörde. Vom 24. Dezember 1879. –
Quellen und Volltexte
Allerhöchster Erlaß, betreffend die Benennung des Reichskanzleramts und den
Titel des Vorstandes dieser Behörde, Reichsamt des Innen.
Erste Amtsbesetzung, Staatssekretär im Reichsamt des Innern, Erhard Lorenz
Reichsamt des Innern
Reichsämter des Deutschen Reiches
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Das Deutsches Reich von der Maas bis an die Memel, von
der Etsch bis an den Belt
gelesen:
https://www.preussenchronik.de/thema_jsp/key=thema_das+deutsche+reich%253a+gro%25
dfdeutsch+oder+kleindeutsch%253f.html

Das Deutsche Reich: großdeutsch oder
kleindeutsch?
Der Westfälische Frieden hatte nach dem Dreißigjährigen Krieg (1618-1648)  die  Teilung
Deutschlands in mehr als 300 Einzelstaaten bekräftigt. Das südlichste der deutschen Länder,
Österreich, überwand die Schrecken des Krieges ebenso wie Brandenburg-Preußen schneller
als die anderen. Es begann die politische Loslösung Österreichs vom Heiligen Römischen
Reich. Mit dem Ende des Türkenkrieges (1683-1699) wurde im Frieden von Karlowitz die
österreichische  Herrschaft  über  Ungarn,  Siebenbürgern,  großen  Teilen  Slawoniens  und
Kroatiens errichtet. Österreich war damit zu einer europäischen Großmacht geworden und
sicherte damit seine Vorherrschaft in Mitteleuropa.

Zur zweiten bedeutenden Macht entwickelte sich Preußen. 1660 konnte Brandenburg im
Kampf  zwischen  Schweden  und  Polen  um  die  Vormachtstellung  an  der  Ostsee  das
Kurfürstentum  um  das  Herzogtum  Preußen  erweitern.  Im  Frieden  von  Oliva  erkannten
Schweden und das  Reich  die  Souveränität  des  Kurfürsten  über  das  nicht  zum Heiligen
Römischen Reich gehörende Preußen an.
Österreich  gewann  die  spanische  Niederlande,  Mailand,  Mantua,  Neapel  und  Sizilien.
Preussen hatte 1701 die Anerkennung als Königsreich erreicht, das sich allmählich auf den
gesamten  Besitz  der  brandenburgischen  Hohenzollern  ausdehnte.  Preußen  konnte  sein
Gebiet um Vorpommern bis zur Peene erweitern.  Unter Friedrich II.(1740-1788) erlangte
Preußen den Aufstieg zur Grossmacht. Mit der Zentralisierung der Staatsgewalt, dem Ausbau
des stehenden Heeres und dem Ausbau des Regierungs- und Verwaltungsappartes waren
dazu  die  Voraussetzungen  geschaffen.  Im  Österreichischen  Erbfolgekrieg  1741-1748
verzichtete  Österreich  gegenüber  Preußen  im  Frieden  von  Breslau  1742  auf  Schlesien.
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Preußen  gewährte  dafür  Österreich  seine  Neutralität  und  die  Anerkennung  Franz  I.
(1745-1765) als Kaiser des Heiligen Römischen Reiches.

Mitte des 18. Jahrhunderts war Preußen neben Österreich soweit erstarkt, daß beide Mächte
im  Siebenjährigen  Krieg  1756-1763  um  die  Vormachtstellung  unter  den  deutschen
Einzelstaaten kämpften. Obwohl sich am Ende des Krieges das Kräfteverhältnis zwischen den
beteiligten Staaten nicht wesentlich geändert hatte, begann Preußen auf dem europäischen
Schauplatz eine bedeutende Rolle zu spielen. Der Krieg leitete aber auch den österreichisch-
preußischen Gegensatz ein, der 1871 zur Gründung des Deutschen Reiches führte. Preußen
war neben Österreich zur zweiten deutschen Großmacht aufgestiegen.

Die  Erste  Teilung  Polens  1772  fand  unter  der  wesentlichen  Beteiligung  Friedrichs  II.
(1740-1786) von Preußen statt, indem Polen 50 Prozent seiner Einwohner und 40 Prozent
seines Territoriums an Preußen, Österreich und Rußland abgeben mußte. Nach der Zweiten
(1793) und der Dritten Teilung Polens 1795 ist Polen ganz von der Landkarte verschwunden
und unter  den beteiligten Ländern verteilt.  Im Ergebnis  der  Annexion Polens wuchs die
Bedeutung Preussens in Europa, schwächte jedoch seine Rolle in Deutschland auf dem Weg
zu einem unabhängigen Nationalstaat. Mit dem großen Teil Polens befand sich Preußen auf
dem Weg zum Zwei-Nationen-Staat, ähnlich dem österreichischen Staat.
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Die Gründung eines deutschen Nationalstaates stand in Europa des 19. Jahrhunderts im
Mittelpunkt. An die Stelle des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation (bis 1806) trat
der  Deutsche  Bund  (1815-1866)  unter  Österreichs  Führung,  zusammengesetzt  aus  37
souveränen Fürsten und vier freien Städten. Oberste Behörde war der Bundestag in Frankfurt
am Main,  eine  Versammlung  von  Vertretern  der  Bundesstaaten  unter  dem Vorsitz  des
österreichischen  Gesandten.  Die  Bundesstaaten  unterlagen  der  Mitgliedspflicht  im  Bund.
Seine  Mehrheitsbeschlüsse  wurden bindend.  Österreich  und Preußen gehörten  nicht  mit
ihrem ganzen  Gebiet  dem Bund  an,  und  zwar  Österreich  nicht  mit  seinen  polnischen,
ungarischen und italienischen Gebietsteilen, Preußen nicht mit den Provinzen Preußen (West-
und Ostpreußen) und Posen.

Der  Deutsche  Bund  stellte  jedoch  insgesamt  eine  Weiterentwicklung  Deutschlands
gegenüber dem alten Reich dar. Die Zersplitterung der deutschen Kleinstaaten war auf 41
reduziert worden. Von Beginn an wurde die Politik des Bundes jedoch beherrscht von der
Rivalität der beiden größten deutschen Staaten Österreich und Preußen. Die Außen- und
Innenpolitik Österreichs war für Europa und Deutschland auf die Erhaltung der Verhältnisse
von 1815 bestimmt. Außer zur Durchsetzung der Restauration diente der Bund Österreich vor
allem auch als Instrument, eine nationalstaatliche Einigung Deutschlands zu verhindern, die
Österreich entweder ausgeschlossen ( kleindeutsche Lösung) oder gespalten ( großdeutsche
Lösung)  hätte.  Es  zeigte  sich,  dass  ein  deutscher  Nationalstaat  nur  bei  Aufgabe  des
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Habsburger Vielvölkerreiches oder unter Ausschluss der österreichischen Deutschen möglich
war.  Die Einheit  der habsburger Monarchie wurde aber von Seiten Österreichs über die
Einheit der deutschen Nation gestellt.

Wirtschaftliche Erwägungen spielten eine wesentliche Rolle beim Zusammenschluß vieler
deutscher  Staaten im Deutschen Zollverein  1833/1834.  Das  Recht  der  Einzelstaaten im
Deutschen Bund, ihre inneren Angelegenheiten wie Zolltarife, Verkehrswege und Währung
selbst zu bestimmen, hatte sich als wirtschaftliches Hindernis erwiesen. Österreich hatte
nach 1815 kein Interesse an der Schaffung einer Zollunion gezeigt. Der Deutsche Zollverein
stand daher unter der Führung von Preußen und unter dem Ausschluß Österreichs. Diese
Politik provozierte wesentlich den Ausbruch der Märzrevolution von 1848, in deren Folge der
Deutsche Bund aufgelöst wurde. Beide Länder erhielten als Staat eine Verfassung. Nach dem
Scheitern der Revolution 1848/49 wurde der Deutsche Bund auf Initiative Österreichs 1850
wieder  begründet.  Österreich  wollte  eine  kleindeutsche  Lösung  und  stellte  den
Großmachtanspruch in Europa. Durch Teilnahme am Rußisch-Türkischen Krieg 1854-1856
konnte Österreich die Donaufürstentümer besetzen.

Das Ringen um die Vormachtstellung in Deutschland zwischen Österreich und Preußen setzte
sich auf wirtschaftlichem Gebiet fort. Preußen konnte die Einbeziehung Österreichs in den
Deutschen  Zollverein  (1853/1862/1865)  verhindern  und  damit  seine  wirtschaftliche
Vormachtstellung  schaffen.  Das  brachte  im  Zusammenhang  mit  der  beschleunigten
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bürgerlichen Entwicklung in Preußen einen wesentlichen Vorteil gegenüber Österreich bei der
Lösung der deutschen Frage. Auf politischem Gebiet versuchte Österreich, sein Übergewicht
im Bund zu halten. Auf dem Frankfurter Fürstentag 1863 verfolgte Österreich eine Reform
der Verfassung des Deutschen Bundes unter Beibehaltung seiner Hegemonie. Der Fürstentag
scheiterte an der Forderung Preußens – das auf Betreiben Bismarcks am Fürsentag nicht
teilnahm  –  nach  Gleichberechtigung  im  Bundesvorsitz.  Österreich  verlor  damit  die
Vormachtstellung an Preußen und richtete zukünftig seine Politik mehr auf Südosteuropa aus.

1864 führte  Preußen gemeinsam mit  Österreich  Krieg  gegen Dänemark,  das  schließlich
Schleswig, Holstein und Lauenburg an Preußen und Österreich abtreten musste. Der sich
verschärfende  Dualismus  mündete  auf  Grund  des  österreichisch-preußischen  Konflikts  über
die  Reform  des  Deutschen  Bundes  1866  in  den  Deutschen  Krieg,  an  dem  der  Bund
letztendlich zerbrach. Seine Nachfolge trat im selben Jahr der kleindeutsche Norddeutsche
Bund an.

Der Deutsche Krieg war die Folge der preußischen Politik seit Friedrich II.(1740-1786) und
Otto von Bismarcks (1862-1888), der die deutsche Verfassungsfrage durch Gründung eines
Deutschen Reiches unter Führung Preußens mit Ausschluß Österreichs zu lösen suchte. Im
Ergebnis  des  Krieges  erlangte  Preußen  die  Zustimmung  Österreichs  zur  Auflösung  des
Deutschen Bundes sowie in Norddeutschland eine Gebietserweiterung. Auf der anderen Seite
erfolgte die Gründung der Österreich-Ungarischen Monarchie (1869-1918).

Mit Gründung des Norddeutschen Bundes 1866/1867 durch 22 deutsche Staaten, zu dessen
Gunsten Preußen auf selbständige Regelung der auswärtigen Angelegenheiten, des Handels,
der Zölle, der Post, des Heeres und der Marine verzichtete, wurde Preußen der leitende Staat,
der preußische Minsterpräsident Bismarck Bundeskanzler.  Die Vormachtstellung Preußens
gegenüber Österreich war nur mit kriegerischen Mitteln durchzusetzen gewesen.
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Das Kräfteverhältnis in Europa und Bismarcks außenpolitischer Kurs zur Verteidigung
der Interessen des Vaterlandes führte 1870 zum Deutsch-Französischen Krieg und 1871
in Paris  zur  Gründung des Deutschen Reiches unter  Führung Preußens.  Nach der
Reichsverfassung vom 16.  April  1871 bekam der  König von Preußen den
Vorsitz  im Deutschen Reich;  er  führte  den Titel  „Präsidium des Bundes“
(Bundespräsidium) mit dem Namen Deutscher Kaiser.

Das sich verändernde Kräfteverhältnis im Deutschen Reich und in Europa führte zu einer
aussenpolitischen Annäherung zu Österreich. Dem geheimen Verteidigungsbündnis von 1879
(Zweibund) folgte 1881 ein geheimes Neutralitätsabkommen zwischen dem Deutschen Reich,
Österreich-Ungarn  und  Russland  auf  drei  Jahre  (Dreikaiservertrag)  und  1882  zu  einen
geheimen  Verteidigungsbündnis  (Dreibundvertrag)  zwischen  dem  Deutschen  Reich,
Österreich-Ungarn  und  Italien.

Beim  Ende  des  Ersten  Weltkr ieges  wurde  am  12.  November  1918  die
Deutschösterreichische Republik ausgerufen und der Anschluß an das Deutsche Reich
verkündet.  Im  Frieden  von  Saint-Germain  (10.  September  1919)  war  Österreich
gezwungen, sich wieder selbständig zu erklären, den Anschluß an das Deutsche Reich
aufzugeben und an die neugegründeten Republiken Polen, Tschechoslowakei, Italien
und Rumänien Gebiete abzutreten.

Nach  der  Vereinigung  der  beiden  deutschen  Verwaltungseinheiten  (1990)  ist  –  unter
Beachtung der territorialen Verluste durch die Aufrechterhaltung der Zwangsverwaltungen
seitens Polens und der UdSSR (bzw. Rußland) ein „kleinst“-deutscher Staat entstanden.

Völkerrechtlich und reichsrechtlich trat die Republik Deutschösterreich am
12. November 1918 dem Deutschen Reich bei.  Das Reichsgesetz vom 08.
August  2019,  beschlossen  durch  die  Verfassungsorgane  Bundesrath  und
Volks-Reichstag,  trat  am  17.  August  2019  durch  Veröffentlichung   im
Deutschen  Reichsanzeiger  in  kraft.

RGBl-1908081-Nr03 Gesetz, betreffend die Wiederherstellung der Republik
Deutschösterreich
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Bundesrath Deutschland

Antrag als Delegierte(r) bzw. Abgeordnete(r) des wahren Deutschen Parlaments

 

Der Beginn einer neuen Epoche
„Der Beginn einer neuen Epoche“

Die  heutige  Zusammenfassung  ist  auch  an  die  Personen  gerichtet,  die  bisher  unsere
verfassungskonforme  Aufbauarbeit  zur  Wiedervereinigung  und  zur  Einheit  und  Freiheit
Deutschlands mit unwürdigen Handlungen abgelehnt haben, denn Einheit bedeutet sich mit
dem Einen zu verbinden und Freiheit bedeutet Verpflichtung auch für sich selbst zu tragen.

Das  „Recht  auf  Heimat“  braucht  keine  lauten  Worte,  wehende  Fahnen,  Gebrülle,
Demonstration  und  Kampf,  es  ist  ein  unbeschreibliches  tief  sitzendes  Gefühl,  das  nur
erscheint,  wenn  Würde,  Ehrlichkeit,  Unbestechlichkeit,  Wahrheitstreue  und  Ahnenpflicht
unsere  Handlungen  beflügeln.  Das  Problem  ist  nicht  das  System  selbst,  sondern  die
Menschen  denen  die  vorhergenannten  Werte  fremd  sind.

Nun ein Überblick unserer Präsentationen im Weltnetz:

Es gibt nur eine legitime Verfassung für Deutschland als Ganzes!

https://verfassung-deutschland.de

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/reichsverfassung/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/verfassung/

Wer hat uns legitimiert?

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/legitimation/

https://www.bundesrath.de/
https://www.volks-reichstag.de/parlament/antrag-deutsches-parlament/
https://www.nationalstaat-deutschland.de/einheit/der-beginn-einer-neuen-epoche/
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Warum nennen wir uns Bundespräsidium?

https://bundespraesidium.de/standesamt/bundespraesidium/

https://bundespraesidium.de

Warum gibt es einen Präsidialsenat im Bundespräsidium?

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1005232-nr7-uebergangsgesetz-zur-wiederherst
ellung-der-handlungsfaehigkeit-des-deutschen-reiches/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1005234-nr8-wahlgesetz-praesidialsenat/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rgbl-1311093-nr49-gesetz-betreffend-dem-praesidiu
m-des-bundes/

Unser amtliches Mitteilungsblatt der Reichs-Anzeiger!

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/archiv/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/

Das nie außer Kraft gesetzte Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz (RuStaG
1913), aktuelle Fassung.

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rustag-1913/

https://deutscher-reichsanzeiger.de/rgbl/rustag-1913-reichs-und-staatsangehoerigkeitsgesetz
/

Der oberste Gerichtshof für Deutschland und das Deutsche Reich.

https://deutscher-gerichtshof.de/geschaeftsstelle/

Die oberste Reichsbehörde.

https://reichsamt-des-innern.de/

Unser Amtswegweiser zu Behörden und wichtigen Seiten.

https://amtswegweiser.de/

https://www.reichsamt.info/amtswegweiser/

Das Personenstandsregister für Deutschland und seinen Bundesstaaten.

https://bundespraesidium.de/standesamt/
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http://personenstandsregister.bundespraesidium.de/

Urkunden und Dokumente, unserer Deutschen Reichsdruckerei (J-D-R-Druckerei)

https://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/

https://deutsche-reichsdruckerei.de/Dienst/shop/

http://reichsdruckerei.de

Volks-Büro Hand in Hand für Menschen mit gemeinsamen Zielen

https://volks-buero.de/

Wir bringen Licht auf den Weg in die Erkenntnis!

https://vb1873.de/webshop/

https://uni-spik.de/studium/

https://mmgz.de/Zeitung/

https://mmgz.de/hand-in-hand/

Studieren Sie den Deutschen Reichsanzeiger sehr genau und wenden Sie in ihrem eigenen
Interesse für das Recht auf Eigentum, auf Staatsangehörigkeit und auf Recht, die Gesetze
des souveränen Deutschlands an. Diese stehen bei richtiger und souveräner Anwendung über
den Vorschriften von Fremdverwaltungen, Vereinigten Wirtschaftsgebieten, von Parteien und
Handelsunternehmungen.  Bedenkt  dabei,  daß  die  genannten  Organisationen  für  die
Anwendung  staatlicher  Gesetze  nicht  legitimiert  sind  und  diese  nicht  anwenden.

https:/deutscher-reichsanzeiger.de/

Als Datei zum herunterladen unter:

https://bundespraesidium.de/Ablage/Beginn-einer-neuen-Epoche-zum-27-Nov-2018.pdf
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